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[bookmark: _Toc75522598]2521-01	Corona-Arbeitsschutzverordnung verlängert –
Homeoffice-Pflicht läuft aus

Das Bundeskabinett hat sich mit der Anpassung der Corona-Arbeitsschutzverordnung befasst: So wird es ab 1. Juli keine Homeoffice-Pflicht mehr geben. Arbeitgeber haben ihren Beschäftigten jedoch weiterhin ein Testangebot zu unterbreiten.

Die Bundesregierung hat die Corona-Arbeitsschutzverordnung bis zum 10. September 2021 oder bis zur Aufhebung der epidemischen Lage von nationaler Tragweite verlängert. Arbeitgeber haben ihren Beschäftigten grundsätzlich auch weiterhin zwei wöchentliche Schnelltests anzubieten. Die Pflicht gilt sowohl für private als auch für öffentliche Arbeitgeber. Die Änderung der Verordnung wird zum 1. Juli 2021 in Kraft treten.

Angebot von Schnelltests bleibt bestehen

Mit der Verlängerung der Arbeitsschutzverordnung bleiben Arbeitgeber weiterhin verpflichtet, ihren Beschäftigten, die nicht im Homeoffice arbeiten können, zweimal pro Woche einen Corona-Test anzubieten

Die Arbeitgeber haben die Nachweise über die Beschaffung von Tests oder Vereinbarungen mit Dritten über die Testung der Beschäftigten vier Wochen aufzubewahren.

Ausnahmen gibt es für vollständig geimpfte bzw. von einer CoViD-19 Erkrankung genesene Beschäftigte. Die Beschäftigten sind nicht verpflichtet, die Testangebote wahrzunehmen sowie dem Arbeitgeber Auskunft über ihren Impf- bzw. Genesungsstatus zu geben. Die Kosten für die Tests tragen die Arbeitgeber.

Bisher geltende Maßnahmen bestehen weiter

Betriebliche Hygienepläne sind wie bisher zu erstellen, umzusetzen sowie in geeigneter Weise zugänglich zu machen. Dies gilt an den Arbeitsplätzen und auch in den Pausenbereichen. Zur Umsetzung sind weiterhin die SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel und die branchenbezogenen Praxishilfen der Unfallversicherungsträger heranzuziehen.

Homeoffice-Pflicht und 10 m² Regel entfallen

Die verbindliche Vorgabe einer Mindestfläche von 10 m² pro Person in mehrfach belegten Räumen entfällt zum 1. Juli 2021. Betriebsbedingte Kontakte und die gleichzeitige Nutzung von Räumen durch mehrere Personen müssen aber auf das notwendige Minimum reduziert bleiben. Ebenso entfällt die Homeoffice-Pflicht. Allerdings sind Arbeitgeber weiterhin dazu aufgerufen ihren Beschäftigten das mobile Arbeiten zu ermöglichen, da es einen wichtigen Beitrag zur Reduktion von Kontakten leisten kann.


(1/4 Marc Elxnat, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522599]2521-02	Testverordnung wird modifiziert –
Regelungen zur Kontrolle werden verschärft

Alle Bürgerinnen und Bürger können sich weiterhin kostenlos mindestens einmal pro Woche mit einem Antigen-Schnelltest auf das Coronavirus hin testen lassen. Der Bund übernimmt weiterhin die Kosten dafür. Neu ist, dass die bisherigen Regelungen zur Kontrolle von Teststellen nun nachgeschärft werden.

Die aktuelle Testinfrastruktur hat maßgeblich zur Senkung der Infektionszahlen und der Ermöglichung von Lockerungen beigetragen. Die Bürgerinnen und Bürger haben auch weiterhin die Möglichkeit, sich regelmäßig kostenlos testen zu lassen. 

Abrechnung von Testungen besser kontrollieren

Die Coronavirus-Testverordnung ist nun angepasst worden. Ein Grund dafür sind einzelne Betrugsvorfälle bei einzelnen Teststellen-Anbieter, die jüngst bekannt geworden sind. 

Die geänderte Testverordnung schärft die bestehenden Regelungen nach, damit besser kontrolliert werden kann, ob die Testungen ordnungsgemäß durchgeführt und abgerechnet werden. So erhalten die Kassenärztlichen Vereinigungen, die die Abrechnungen kontrollieren, mehr Prüfmöglichkeiten. 

Die Zusammenarbeit zwischen dem öffentlichen Gesundheitsdienst (ÖGD) und den Kassenärztlichen Vereinigungen wird ausgebaut. Dazu können beispielsweise zukünftig auch personenbezogene Daten ausgetauscht werden. Damit sollen konzertierte Aktionen bzw. Verbundeinsätze vor Ort mit dem Ziel der gemeinsamen Prüfung der Beauftragung und der Abrechnung von Leistungserbringern und sonstigen abrechnenden Stellen erleichtert werden. Dieser Austausch ist erforderlich, weil die Erkenntnisse des öffentlichen Gesundheitsdienstes, etwa zu Mängeln im Rahmen der Testdurchführung und die Erkenntnisse der Kassenärztlichen Vereinigungen, etwa zu Verstößen gegen Abrechnungsvorgaben, aufgrund des unterschiedlichen Aufgabenspektrums vielfach nicht deckungsgleich sind.

Teststellen nur noch nach individueller Prüfung beauftragen

Eine Teststelle kann nur noch nach individueller Prüfung durch den ÖGD beauftragt werden. Mindestvoraussetzungen sind die Einhaltung der geltenden infektionsschutz-, medizinprodukte- oder arbeitsschutzrechtlichen Anforderungen sowie die erforderliche Ausbildung oder Kenntnis und Erfahrung zur Durchführung von Testungen beim Personal. An der Zuverlässigkeit fehlt es vor allem, wenn der Betreiber der Teststelle in der Vergangenheit vorsätzlich, wiederholt oder in erheblichem Maße unrichtige Zeugnisse oder Testzertifikate ausgestellt hat, Archivierungs- oder Abrechnungspflichten nicht eingehalten hat oder vergleichbare Gründe erkennbar werden. 

Die Vergütungen werden vereinheitlicht, vereinfacht und abgesenkt. Sachkosten werden künftig nur noch mit einer Pauschale vergütet, die sich am aktuellen Marktpreis orientiert.

Die geänderte Verordnung sieht zudem vor, dass neben Antigen-Schnelltests auch überwachte Selbsttests zur Eigenanwendung in Testzentren oder Arztpraxen möglich sind – natürlich auch mit entsprechendem Zertifikat über das Testergebnis.

Inkrafttreten wird die geänderte Verordnung am 1. Juli 2021.


(I/4 Marc Elxnat, 24.6.2021)
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[bookmark: _Toc75522601]2521-03	Anhörung im Bundestag zum Geschwisternachzug von anerkannten Geflüchteten

Der Bundestagsausschuss für Inneres und Heimat befasste sich in einer Anhörung am 21.06.2021 mit einem Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen zur Änderung des Aufenthaltsgesetzes. Ziel des Entwurfs ist es, den Nachzug von Geschwisterkindern von als schutzberechtigt anerkannten unbegleiteten Flüchtlingskindern nach Deutschland zu erleichtern. Der DStGB nahm neben weiteren Experten, wie etwa Prof. Dr. Kay Heilbronner vom Forschungszentrum Asyl- und Ausländerrecht der Universität Konstanz, Sabine Eckart vom Verein „Save the Children“ und Andreas Dietz, Vorsitzender Richter am Verwaltungsgericht Augsburg, als Sachverständige an der Anhörung teil und äußerte sich zu den Auswirkungen der Regelungsvorschläge auf die Kommunen. Da die Aufnahme- und Integrationsfähigkeit in den Städten und Gemeinden trotz sinkender Zuzugszahlen begrenzt bleibt, sollten aus kommunaler Sicht die Voraussetzungen der Sicherung des Lebensunterhalts und ausreichendem Wohnraum beim Geschwisternachzug zwingend beibehalten werden. 

Der Gesetzentwurf (19/27189) zielt auf Erleichterungen für den Nachzug von Geschwisterkindern zu in Deutschland schutzberechtigten unbegleiteten minderjährigen Geflüchteten. Der Entwurf enthält zwei verschiedene Regelungsinhalte: Zum einen sollen die sachlichen Voraussetzungen für einen Nachzug von Geschwistern des Minderjährigen dadurch erleichtert werden, dass auch für ihren Nachzug von den Regelvoraussetzungen ausreichenden Wohnraums und gesicherten Lebensunterhalts abgesehen wird. Zum anderen soll das maßgebliche Alter für den Nachzug zu schutzberechtigten Ausländern im deutschen Recht einheitlich festgelegt werden, um unionsrechtlich aufgetretene Zweifel an den deutschen Regelungen zu beseitigen.

Die Regelungsvorschläge stießen auf ein geteiltes Echo der Sachverständigen. Während sich Sophia Eckert vom Verein „Save the Children Deutschland“, Maria Kalin vom Deutschen Anwaltsverein und Philipp Wittmann, Richter am Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg für die erleichterten Nachzugsvoraussetzungen – zumindest für sehr kleine Geschwisterkinder – bis hin zu einem Anspruch auf Geschwisternachzug sowie einheitliche Regelungen zur Bestimmung des Zeitpunktes der Minderjährigkeit aussprachen, zeigten vor allem Miriam Marnich, Referatsleiterin für Migration und Integration beim DStGB und Prof. Dr. Kay Heilbronner die praktischen Grenzen aus Sicht der Kommunen und rechtlichen Grenzen des Vorstoßes auf und lehnten diesen aus verschiedenen Erwägungen ab.

Aus Sicht des DStGB haben Familienzusammenführungen und damit auch ein Geschwisternachzug insbesondere von jungen minderjährigen Kindern grundsätzlich einen hohen Stellenwert. Dies kann im Sinne des Kindeswohls und der erfolgreichen Integration der hier lebenden anerkannten Minderjährigen und ihrer Eltern im Rahmen einer Ermessensentscheidung geboten und verhältnismäßig sein. Allerdings hängt eine erfolgreiche Integration von vielen weiteren Kriterien ab, die zugleich bei einem Familien- und Geschwisternachzug berücksichtigt werden müssen. Dies betrifft insbesondere die Verfügbarkeit von geeignetem und bezahlbarem Wohnraum, Kita- und Schulplätzen, Ausbildungs- und Arbeitsplätzen sowie die Aufnahmebereitschaft und die Akzeptanz der Bevölkerung. Eine Vielzahl von Kommunen stoßen angesichts der prekären Wohnraumsituation sowie ihrer personellen und finanziellen Möglichkeiten an ihre Grenzen. In Kitas und Schulen fehlen bereits ohnehin Erzieher*innen, Lehrkräfte und pädagogisches Personal. Allein bis zu 300.000 zusätzliche Stellen werden in den Kitas benötigt, um den Rechtsanspruch für Unter-Dreijährige sicherzustellen. In der Schule fehlen bis zu 100.000 Lehrkräfte, um den Bedarf gerade im Hinblick auf den neu eingeführten Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung decken zu können. Die Coronakrise hat viele Städte und Gemeinden in eine prekäre Situation gebracht. Die Aufnahme- und Integrationsfähigkeit in den Städten und Gemeinden bleibt daher trotz sinkender Zuzugszahlen begrenzt. Kommunen haben zudem mit der Integration der bereits hier lebenden Menschen alle Hände voll zu tun. Viele Fortschritte bei der Integration in Arbeit, Schule und Gesellschaft wurden in der Pandemie stark zurückgeworfen und müssen zunächst wieder aufgeholt werden. Vor dem Hintergrund muss der Nachzug auch weiterhin vom Vorhandensein ausreichenden Wohnraums und der Sicherung der Lebensunterhaltungskosten abhängig bleiben. Um eine langjährige Trennung zu den minderjährigen Kindern bzw. Geschwistern zu verkürzen und praktische Hindernisse für eine Familienzusammenführung zu beseitigen, ist es zugleich erforderlich, die Vollzugsprobleme, etwa bei der Terminvergabe in den Auslandsvertretungen, bei der Visaverteilung und langen Verfahrensbearbeitung durch zusätzliche personelle und finanzielle Kapazitäten zu beseitigen. Dies gilt auch für die Asylverfahren der zu ihren anerkannten minderjährigen Kindern nachziehenden Eltern, die dringend beschleunigt werden müssen. 

Kay Hailbronner vom Forschungszentrum Asyl- und Ausländerrecht der Universität Konstanz machte zudem darauf aufmerksam, dass ein Geschwisternachzug, der nicht mehr von Voraussetzungen wie der Sicherung des Lebensunterhalts und ausreichendem Wohnraum abhängig gemacht werde, zu einer Ausweitung des Familienzuzugs führen werde. Im Einzelfall könnten für einen erleichterten Nachzug zwar „sachliche Gründe“ sprechen, doch eine generelle Ausweitung sei mit Blick auf den „Schutz der Sozialsysteme“ nicht zu befürworten. Diese stehe im Übrigen auch der Kontingentlösung entgegen, für die sich der Gesetzgeber entschieden habe. 


(I/3 Miriam Marnich, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522603]2521-04	Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung –
Bundesrat ruft Vermittlungsausschuss an

Der Bundesrat hat in seiner Sitzung am 25.06.2021 das Ganztagsförderungsgesetz, welches der Bundestag am 11. Juni 2021 beschlossen hat, nicht verabschiedet und stattdessen den Vermittlungsausschuss angerufen. Die Hauptgeschäftsstelle begrüßt die Entscheidung des Bundesrats. Seit Monaten appelliert der DStGB, dass das Gesetzesvorhaben angesichts der massiven verfassungsrechtlichen Bedenken, der enormen zusätzlichen Kostenbelastung der Kommunen und der faktischen Unmöglichkeit der Schaffung der personellen und baulichen Voraussetzungen in den kommenden Jahren nicht möglich ist. Die Kommunen erwarten eine vollständige Finanzierung der zusätzlichen Belastungen für die kommunale Ebene.

Kern des Gesetzesverfahrens ist die Einführung eines bedarfsunabhängigen Anspruchs auf Förderung in einer Tageseinrichtung von mindestens acht Stunden. Dieser soll für jedes Kind ab der ersten Klassenstufe bis zum Beginn der fünften Klassenstufe gelten. Anspruchsberechtigt sind Kinder, die ab dem Schuljahr 2026/2027 die erste Klassenstufe besuchen. Der Anspruch soll dann schrittweise auf die folgenden Klassenstufen ausgeweitet werden, so dass ab dem Schuljahr 2029/2030 allen Schulkindern der ersten bis vierten Klassenstufe mindestens acht Stunden täglich Förderung in einer Tageseinrichtung zusteht. Der Anspruch soll im zeitlichen Umfang des Unterrichts und der Angebote der Ganztagsgrundschulen als erfüllt gelten. Diese Zeit wird also auf die acht Stunden angerechnet. Hinsichtlich des verbleibenden Teils der zu gewährleistenden Stunden richtet sich der Anspruch dann gegen den zuständigen Träger der öffentlichen Jugendhilfe.

Nicht zuletzt auf massiver kommunaler Intervention hat der Bundesrat beschlossen, dass der Vermittlungsausschuss gemäß Artikel 77 Absatz 2 des Grundgesetzes einberufen wird. Gefordert haben die Länder u. a. eine dynamisierte hälftige Kostenbeteiligung des Bundes an den Betriebskosten und dass der Bund sich an den Kosten für die zusätzlichen Plätze bereits ab dem Jahr 2022 beteiligt. 

Anmerkung des DStGB 

Die Entscheidung des Bundesrats, den Vermittlungsausschuss zum Gesetzesvorhaben zur Schaffung eines Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für Grundschulkinder anzurufen wird aus Sicht des DStGB ausdrücklich begrüßt. Der DStGB hatte den vom Bundestag verabschiedeten Gesetzentwurf aufgrund der massiven Verfassungsrechtlichen Bedenken, der enormen zusätzlichen Kostenbelastung der Kommunen und der faktischen Unmöglichkeit der Schaffung der personellen und baulichen Voraussetzungen in den kommenden Jahren schlichtweg abgelehnt. Aus kommunaler Sicht ist es im Vermittlungsverfahren nun essentiell, dass eine auskömmliche Finanzierung für die Kommunen vereinbart wird bzw. sich die Länder sich verpflichten müssen, ihre Kommunen von den Kostenfolgen vor allem bei den Betriebsausgaben freizuhalten. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die bestehenden Ganztagsangebote, insbesondere auch in kommunaler Trägerschaft, durch das Gesetz abgedeckt sind. 

(I72 56-03 Ursula Krickl – 24.06.2021) 
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[bookmark: _Toc75522605]2521-05	Bericht der Bundesbank zu den Kommunalfinanzen

Der Monatsbericht Juni 2021 der Bundesbank beschäftigt sich mit dem Thema Kommunalfinanzen: Ansätze zur Begrenzung von Kassenkrediten und zur Vermeidung von Haushaltsschieflagen. Er kommt zu Einschätzungen, die in vielen Punkten Forderungen und Haltungen des DStGB bestätigen.
Der Bericht beschreibt, dass die bis zur Corona-Krise insgesamt bei aller Heterogenität gute kommunale Haushaltslage nun mittelfristig schlecht werde. Es sei wichtig, dass den Kommunen durch eine grundlegende Reform der Kommunalfinanzierung eine angemessene Haushaltsausstattung gewährleistet werde, hohe verfestigte Bestände an kommunalen Kassenkrediten abgebaut würden und sichergestellt werde, dass kommunale Haushaltsschieflagen nicht wieder neu entstünden. 

Dauerhaft eine aufgabengerechte kommunale Finanzausstattung sicherstellen, kommunale Altschulden abbauen und die Entstehung neuer kommunaler Haushaltsschieflagen vermeiden – dieser Dreiklang wird nicht zuletzt vom Deutschen Städte- und Gemeindebund formuliert und vertreten. Den aktuellen Bericht der Bundesbank greifen wir als DStGB darum auf, unsere Forderungen an die Bundespolitik und die zukünftige Bundesregierung zu unterstreichen. Gerade die einschneidenden Folgen der Corona-Krise auf die Gemeindefinanzen müssen von Ländern und Bund auch über das Jahr 2020 hinaus ausgeglichen werden, nicht zuletzt durch eine Kompensation der gemeindlichen Verluste bei der Gewerbe- und Einkommensteuer. Aber auch unabhängig von der Krisensituation müssen die Kommunalfinanzen endlich dauerhaft aufgabengerecht abgesichert werden.

Die Finanzlage der Kommunen sei vor der Corona-Krise insgesamt betrachtet gut gewesen, schreibt die Bundesbank. Wobei es große Unterschiede zwischen den einzelnen Gemeinden gab. Vor allem hätten verfestigte Kassenkredite in vielen Kommunen bestanden. Gerade die überjährigen Kassenkredite deuteten daher auf nicht bewältigte kommunale Haushaltsschieflagen hin. 

Im Gefolge der Corona-Krise drohe es nun, dass wieder zunehmend auf überjährige Kassenkredite in den Kommunen zurückgegriffen werde, um Haushaltslücken zu stopfen. Bund und Länder hätten die Kommunen im letzten Jahr zwar weitgehend von den Krisenlasten abgeschirmt. Allerdings blieben die gemeindlichen Einnahmenperspektiven mittelfristig unter ihrem Vorkrisenniveau.

Dabei seien die Länder für solide Finanzen ihrer Kommunen entscheidend mitverantwortlich, so die Bundesbank. Zum einen hätten sie deren angemessene Finanzausstattung sicherzustellen. Zum anderen seien sie für die Kontrolle der Haushaltsplanungen zuständig und hätten umfangreiche Eingriffsrechte.

Für stabile Kommunalfinanzen scheinen aus der Sicht der Bundesbank drei Ansatzpunkte bedeutsam. Zum Ersten sei eine grundlegende Reform der Kommunalfinanzierung wünschenswert, welche die derzeit volatilen kommunalen Einnahmen verstetigt. Zum Zweiten sollten die Länder sicherstellen, dass hohe verfestigte Bestände an Kassenkrediten ihrer Kommunen abgebaut werden. Im Fokus stünden dabei Nordrhein-Westfalen und Rheinland-Pfalz, aber auch das Saarland. Entschuldungsprogramme in Landesverantwortung wie in Hessen erschienen als sinnvolle Ansätze, um Kommunen perspektivisch finanziellen Handlungsspielraum zurückzugeben.

Zum Dritten gehe es darum, künftig strukturellen Haushaltsschieflagen vorzubeugen. Dies setze voraus, dass die Länder ihre Kontrollaufgabe konsequent wahrnehmen und Fehlentwicklungen frühzeitig begegneten. So könnte vorgesehen werden, dass die Gemeinden Kassenkredite, die nicht zum Ende des Haushaltsjahres zurückgeführt werden, nur noch bei ihrem Land aufnehmen dürfen. Kommunale Finanzprobleme würden sich dann in den Länderhaushalten widerspiegeln und in der Haushaltsrechnung transparent auch gegenüber der Öffentlichkeit ausgewiesen werden. Werde die notwendige Kreditaufnahme zusätzlich auf die Schuldenbremse des Landes angerechnet, setze dies einen größeren Anreiz für die Länder, kommunalen Haushaltsschieflagen vorzubeugen.

Der Vorschlag der Bundesbank, dass Kommunen Kassenkredite nur noch beim jeweiligen Bundesland sollen aufnehmen dürfen, ist aus der Sicht der DStGB allerdings fraglich und diskussionsbedürftig und bedarf einer genaueren Analyse. Ein solches Modell würde möglicherweise in den bisherigen Markt im Finanz- und Kapitalmarktbereich eingreifen, eventuell gemeindliche Handlungsfreiheiten beschränken und Fragen aufwerfen, wie sich dieser Ansatz zum Beispiel insgesamt in die Verantwortung des Landes für die kommunale Finanzausstattung, die Finanzsituation des Landes, den Finanzausgleich oder die Zuweisungsregeln würde stimmig einfügen lassen. Festzuhalten ist auch, dass kommunale Verschuldung bereits heute im Regelfall gegenüber den Kommunalaufsichtsbehörden anzeige- und genehmigungspflichtig ist. 

Der Monatsbericht Juni 2021 der Bundesbank ist im Internet verfügbar unter www.bundesbank.de.


(II/1 942-00 Uwe Zimmermann, 23.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522606]2521-06	Photovoltaik: Bund plant bessere finanzielle Beteiligung der Kommunen 

Innerhalb der großen Koalition wurden zu Beginn der letzten Sitzungswoche des Bundestages wesentliche Streitpunkte in der Energie- und Klimapolitik ausgeräumt. Insbesondere im Energiebereich gab es eine Verständigung zum Energiewirtschaftsgesetz, zum Erneuerbare-Energien-Gesetz und zur Erneuerbare-Energien-Verordnung. Die Forderung des DStGB, die Kommunen finanziell an Photovoltaik-Freiflächenanlagen zu beteiligen, um die Akzeptanz für deren Ausbau zu fördern, wurde aufgegriffen. Die Kommunen erhalten zukünftig zwischen 0,1 und 0,2 Cent/kWh für erzeugten Strom aus Photovoltaik-Freiflächenanlagen. Ebenso wurde der Forderung des DStGB nachgekommen eine Regelung im Energiewirtschaftsgesetz zu streichen, die vorsah, dass für die Wasserstoffleitungen die Konzessionsabgaben in der Höhe zu zahlen sind wie für Gasleitungen. Der DStGB wird mit den betroffenen Verbänden das Gespräch suchen, um einen neuen Mustervertrag für die Solarenergie zu entwickeln.

Wesentliche Änderungen mit kommunaler Relevanz

Bei den neuen Regelungen wurde insbesondere die Forderung des DStGB aufgegriffen, die Kommunen finanziell an Photovoltaik-Freiflächenanlagen zu beteiligen, um die Akzeptanz für deren Ausbau zu fördern. Zu diesem Zweck wird die finanzielle Beteiligung sowohl bei geförderten als auch bei ungeförderten Projekten ermöglicht.

Konkret wird im neu gefassten § 6 EEG 2021 die finanzielle Beteiligung von Kommunen bei Windenergieanlagen an Land und Photovoltaik-Freiflächenanlagen geregelt. Die Regelung knüpft damit an das mit dem EEG 2021 eingeführte Instrument für Windenergieanlagen an (vorher § 36k EEG), entwickelt es weiter und erstreckt es erstmals auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen. Wegen dieses technologieübergreifenden Ansatzes und ihrer Erweiterung auch auf ungeförderte Freiflächenanlagen wird die finanzielle Beteiligung aus systematischen Gründen in den „Allgemeinen Teil“ des Energiewirtschaftsgesetzes vorgezogen. Im Einzelnen werden folgende Regelungen getroffen:

Bei Windenergieanlagen an Land besteht die Möglichkeit der finanziellen Beteiligung für alle Windenergieanlagen an Land mit einer installierten Leistung von mehr als 750 kW, die eine finanzielle Förderung nach dem EEG in Anspruch nehmen. Hierzu zählen auch, ohne dass dies ausdrücklich benannt werden muss, Pilotwindenergieanlagen an Land.

Bei Solaranlagen besteht die Möglichkeit der finanziellen Beteiligung für alle Freiflächenanlagen. Es gibt keine Mindestgröße, sodass auch kleine Freiflächenanlagen von diesem neuen Instrument Gebrauch machen können. Es ist sowohl eine finanzielle Beteiligung von geförderten als auch von ungeförderten Anlagen möglich:

Nach § 6 Absatz 3 EEG 2021 sollen die Kommunen – ähnlich wie bei der Windkraft - 0,2 Cent/kWh für geförderte PV-Freiflächenanlagen erhalten, für PPA-Anlagen (Power Purchase Agreement) hingegen 0,1 Cent/kWh. Für Anlagen, die nicht an den Ausschreibungen teilnehmen, ist die Regelung des neuen § 6 EEG anwendbar, wenn sie nach dem 31. Dezember 2020 in Betrieb gegangen sind. Damit kommt es für PPA-Freiflächenanlagen auf das Datum der Inbetriebnahme an. Auch bei Freiflächenanlagen können die Vereinbarungen bereits vor Erteilung der Genehmigung geschlossen werden, allerdings nicht vor dem Beschluss eines Bebauungsplans für die Fläche zur Errichtung der Freiflächenanlage. Damit soll sichergestellt werden, dass die Entscheidung der Gemeinde über den Bebauungsplan unbeeinflusst von einer möglichen Zahlung des Anlagenbetreibers erfolgt.

Schließlich soll es leichter werden, alte Windkraftanlagen durch neue zu ersetzen. Konkret soll im Genehmigungsverfahren nur noch die Frage maßgeblich sein, ob durch die neue Anlage zusätzliche Belastungen entstehen (§ 16b Abs. 1 BImSchG).

Zudem wollen Union und SPD die Rahmenbedingungen für den Ausbau der Wasserstofftechnologie verbessern. Mit den Neuregelungen im Energierecht sollen erstmals die regulatorischen Grundlagen für den zügigen Markthochlauf von Wasserstofftechnologien, denen eine zentrale Rolle bei der Dekarbonisierung u. a. der Bereiche Industrie und Verkehr zukommt, festgelegt werden. Die Anträge enthalten ein klares Bekenntnis zu einer einheitlichen Gas- und Wasserstoffregulierung. Dies bedeutet, dass das Gas- und zukünftige Wasserstoffnetz eine Einheit bilden werden und Wasserstoff von der EEG-Umlage befreit werden soll. Die Forderung des DStGB, § 113a Abs. 2 Satz 2 EnWG-E zu streichen, wurde ebenfalls umgesetzt. Die Regelung sah vor, dass für die Wasserstoffleitungen die Konzessionsabgaben in der Höhe zu zahlen sind wie für Gasleitungen. Der DStGB hatte bereits in seiner Stellungnahme zum Referentenentwurf Ende Januar verlangt, dass für den neuen Energieträger Wasserstoff nicht erneut die unzureichenden Regelungen zur Konzessionsabgabe Gas gelten sollen. 

Die Neuregelungen sollen noch diese Woche von Bundestag und Bundesrat beschlossen werden.

Anmerkung des DStGB

Der DStGB hat sich seit Langem gegenüber dem Bundeswirtschaftsministerium und zuletzt am 07.06.21 im Rahmen der Anhörung des Ausschusses für Wirtschaft und Energie des Deutschen Bundestags für eine finanzielle Wertschöpfungsbeteiligung der Gemeinden an Photovoltaik-Freiflächenanlagen ausgesprochen. Die finanzielle Beteiligung bei diesen Anlagen ist für die Förderung der Akzeptanz beim Ausbau der Erneuerbaren Energien vor Ort und für die Erreichung der Klimaschutzziele wichtig. Ebenso muss ausdrücklich begrüßt werden, dass auch nicht EEG-geförderte Anlagen eine finanzielle Wertschöpfungsbeteiligung an die Gemeinden zahlen können. 

Daneben ist hervorzuheben, dass entsprechend des Votums des DStGB die zunächst vorgesehene Anwendung der Regelungen der Konzessionsabgabe Gas auf Wasserstoff wieder gestrichen wurde. Dadurch konnte vermieden werden, dass die finanziell nachteiligen Regelungen des Gasbereichs auch auf den Energieträger Wasserstoff übertragen wurden. Dessen ungeachtet ist eine grundsätzliche Reform der Konzessionsabgabenverordnung erforderlich, um das Aufkommen zugunsten der Gemeinden zukunftsfest zu gestalten. Hierzu hat das Präsidium des DStGB soeben ein Positionspapier beschlossen (vgl. den nachfolgenden DStGB-Aktuell-Beitrag 2521-07 in dieser Ausgabe). 


(IV/3 902-00, Timm Fuchs/Finn Brüning, 24.06.2021) 
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[bookmark: _Toc75522607]2521-07	Positionspapier des DStGB zur Reform der Konzessionsabgabenverordnung

Das Präsidium des Deutschen Städte- und Gemeindebundes hat im Rahmen seiner Sitzung am 21. Juni 2021 ein Positionspapier mit dem Titel „Kernforderungen: Konzessionsabgabe reformieren – kommunale Einnahmen sichern“ beschlossen. Ziel ist es, den Reformbedarf gegenüber der Bundespolitik vor der kommenden Bundestagswahl zu adressieren. 

Das Aufkommen aus der Konzessionsabgabe betrug im Jahr 2019 rund 3,2 Mrd. Euro. Allerdings ist es rückläufig. Hierfür gibt es mehrere Gründe, aus denen sich ein Reformbedarf ableiten lässt.

Die Konzessionsabgabenverordnung aus dem Jahr 1992 sieht in ihrer Bemessungsgrundlage keinen Inflationsausgleich vor. Deshalb sinkt das reale Aufkommen aus der Abgabe seit bald 30 Jahren kontinuierlich ab.

Hinzu tritt der grundlegende Wandel von einem zentralen hin zu einem dezentralen Energieversorgungssystem. Durch die Photovoltaikanlage auf dem Dach verbunden mit einem Energiespeicher werden immer mehr Verbraucher zu sog. Prosumern, also zu Herstellern und zugleich Verbrauchern von Energie. Damit nimmt die Energie, die durch die örtlichen Energieversorgungsnetze bezogen wird, ab. Bemessungsgrundlage für die Zahlung der Konzessionsabgabe ist jedoch die durch die örtlichen Netze gelieferte Energiemenge. Diese Entwicklung wird noch verstärkt durch die Energiewende und das damit verfolgte Ziel einer Steigerung der Energieeffizienz zur Erreichung der Klimaschutzziele.

Gleichwohl besteht die Beanspruchung der kommunalen Straßen, Wege und Plätze durch Verlegung, Wartung und Sanierung von Energieleitungen unvermindert fort. Deshalb gibt es keinen Grund, auf Aufkommen aus der Konzessionsabgabe zu verzichten.

Im Übrigen ist das Verfahren zur Vergabe von Strom- und Gaskonzessionen nach den einschlägigen Normen des Energiewirtschaftsgesetzes über die Jahre immer komplizierter geworden. Gerade in kleineren Gemeinden hat dies dazu geführt, dass die Einnahmen aus der Konzessionsabgabe nicht mehr die Kosten der umfangreichen Rechtsberatung decken, die im Zuge einer Neukonzessionierung erforderlich ist.

Vor diesem Hintergrund hat das Präsidium des Deutschen Städte- und Gemeindesbundes das Positionspapier „Kernforderungen: Konzessionsabgabe reformieren – kommunale Einnahmen sichern“ beschlossen. Darin sind konkrete Vorschläge zu einer Reform der Konzessionsabgabenerhebung im Strom-, Gas- und Wasserstoffbereich sowie zur Vereinfachung des Konzessionsvergabeverfahrens enthalten.

Das DStGB-Positionspapier kann per E-Mail beim DStGB angefordert werden (E-Mail an: kristine.stuevecke@dstgb.de) und auch auf der Homepage des DStGB in den Themen-Rubriken „Energiewende“ sowie „Konzessionsvergabe und -verträge“ (www.dstgb.de) abrufbar.


(IV/1 902-09 902-50 Timm Fuchs, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522608]2521-08	Umfrage zur Daseinsvorsorge: 
Versorgungssicherheit & bezahlbare Preise vorn

Zuverlässigkeit und bezahlbare Preise sind den Deutschen bei der Versorgung mit Strom, Wärme, Wasser und schnellem Internet sowie Entsorgung von Abwasser und Abfall besonders wichtig. Das geht aus einer repräsentativen Civey-Umfrage des Verbandes kommunaler Unternehmen (VKU) hervor.

Ver- und Entsorgungssicherheit, Bezahlbarkeit und Klimaschutz sind das Zieldreieck, in dem sich die Politik bei Entscheidungen zu den Rahmenbedingungen der Daseinsvorsorge bewegt. Doch was davon ist den Deutschen besonders wichtig, wenn es um relevante Leistungen der Daseinsvorsorge wie die Versorgung mit Strom, Wasser und Internet sowie der Entsorgung von Abwasser und Abfall geht? 41 Prozent der Bürgerinnen und Bürger würden sich für Zuverlässigkeit – also eine sichere Ver- und Entsorgung – entscheiden, 38 Prozent für bezahlbare Preise. Jeder fünfte Befragte (20 Prozent) würde Klimaschutz und Nachhaltigkeit den Vorzug geben. Am ehesten verbinden die Deutschen mit dem Begriff der Daseinsvorsorge die Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung (68 Prozent), Krankenhäuser (57 Prozent) und die Versorgung mit Strom und Wärme (50 Prozent).

Zu den Ergebnissen im Einzelnen:

Welche drei Aspekte verbinden Sie am ehesten mit der „Daseinsvorsorge“? (Mehrfachauswahl, max. drei Antworten) 

•	Strom und Wärme: 50,3 Prozent
•	Bildungseinrichtungen, z. B. Kita: 22,3 Prozent
•	Trinkwasserversorgung & Abwasserentsorgung: 67,9 Prozent 
•	Öffentlicher Nahverkehr: 10,1 Prozent
•	Müllentsorgung & Straßenreinigung: 24,4 Prozent
•	Krankenhäuser: 56,9 Prozent
•	Glasfasernetze für schnelles Internet: 7,5 Prozent
•	Feuerwehr: 14,5 Prozent
•	Daseinsvorsorge ist für mich etwas anderes: 10,7 Prozent

Was ist Ihnen bei der Entsorgung von Abfall und Abwasser sowie der Versorgung mit Strom, Wasser und Internet besonders wichtig? (nur eine Antwort möglich)

•	bezahlbare Preise: 37,5 Prozent 
•	Zuverlässigkeit: sichere Ver- und Entsorgung: 41,4 Prozent
•	Beitrag zu Nachhaltigkeit und Klimaschutz: 20,0 Prozent 
•	nichts davon: 1,1 Prozent

Hintergrund zur Umfrage: Ergebnisse der repräsentative Bevölkerungsumfrage Daseinsvorsorge 

Institut: Civey im Auftrag VKU
Stichprobe: 10.000 Befragte

Die vollständigen Umfrageergebnisse sind im Internet-Angebot des VKU (www.vku.de) in der Rubrik Pressemitteilungen abrufbar.


(IV/1 900-00 Timm Fuchs, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522609]2521-09	Standort der Bundeswehr ist erste Tätigkeitsstätte eines Zeitsoldaten

Das Hessische Finanzgericht hat in einem Fall eines Zeitsoldaten entschieden, dass dessen Verwendungsstandort einkommensteuerrechtlich als erste Tätigkeitsstätte anzusehen ist (Urteil vom 25.03.2021 – 4 K 1788/19). Der Soldat hatte den Standort der Bundeswehr nicht für seine erste Tätigkeitsstätte gehalten und deshalb für Fahrten zwischen Standort und seiner Wohnung statt der Pendlerpauschale höhere Fahrtkosten nach Reisekostengrundsätzen geltend gemacht. Die Klage des Zeitsoldaten war im Wesentlichen erfolglos. Der Soldat hat nach Angaben des FG das Rechtsmittel der Revision eingelegt.

Nach Auffassung des Gerichts stellen die Einplanungsentscheidung, mit der in Bezug auf den Soldaten der Standort des Stammtruppenteils festgelegt wird, und die Zuweisung des Dienstposten in dem Übersichtsbogen für die Aus- und Fortbildung zusätzliche Hinweise dar, die auf eine dauerhafte Zuordnung des Soldaten an den Standort schließen lassen. Auch der auf Anforderung des Gerichts vorgelegte Einberufungsbescheid sehe nach der Grundausbildung eine in derselben Stadt vorgesehene Anschlussverwendung vor.

Die Zuordnung eines Bundeswehrsoldaten zu einem konkreten Standort der Bundeswehr und die damit zusammenhängende Begründung einer ersten Tätigkeitsstätte im Rahmen einer befristeten Tätigkeit schließt nicht aus, dass der Bundeswehrangehörige nicht auch an Lehrgängen an anderen Standorten der Bundeswehr teilnehmen kann, ohne den Status seines Standorts, dem er zugewiesen ist, als erste Tätigkeitsstelle zu verlieren.


(IV/3 005-70, Finn Brüning, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522611][bookmark: _GoBack]2521-10	Klimaschutzgesetz im Bundestag verabschiedet

Der Bundestag hat am 24.06.2021 nach zweiter und dritter Lesung das novellierte Klimaschutzgesetz verabschiedet. Nun muss noch der Bundesrat in seiner Sitzung am 25.06.2021 zustimmen, damit das Gesetz in Kraft treten kann.

Das Bundesverfassungsgericht hat den Gesetzgeber mit Beschluss vom 29.04.2021 dazu verpflichtet, die Fortschreibung der Minderungsziele für den Zeitraum ab dem Jahr 2031 zu regeln. In der Folge hat sich die Bundesregierung darauf geeinigt, dass die Emissionen bis zum Jahr 2030 um 65 Prozent und bis zum Jahr 2040 um 88 Prozent im Vergleich zu 1990 gesenkt werden sollen. Ab dem Jahr 2045 soll Deutschland klimaneutral sein.

Nachdem der Bundesrat am 28.05.2021 in einer Stellungnahme Nachbesserungen gefordert hatte, hat der Bundestag das Gesetz nun am 24.06.2021 verabschiedet. Hierbei ist er den Empfehlungen des Umweltausschusses gefolgt. Die vom Bundesrat geforderten Änderungen wurden größtenteils nicht übernommen. So wurden eine eigenständige Regelung zur Klimaanpassung und eine weitergehende Beteiligung der Länder bei einer Rechtsverordnung über die Anrechnung des Beitrags des Sektors Land- und Forstwirtschaft auf die Jahresemissionsmengen oder bei der Festlegung der jährlich zulässigen Jahresemissionsmengen nicht übernommen.

Der Bundesrat soll den Entwurf nun fristverkürzt auf seiner letzten Sitzung vor der parlamentarischen Sommerpause am 25.06.2021 behandeln. Sofern er zustimmt, kann die Novelle nach Verkündung im Bundesgesetzblatt in Kraft treten.

Für weitere Informationen verweisen wir auch auf den Beitrag 2221-08 in DStGB Aktuell vom 04.06.2021.


(III/2 843-00 Alexander Kramer, 23.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522612]2521-11	Bundeskabinett beschließt Klimaschutz-Sofortprogramm 2022

Das Bundeskabinett hat am 23.06.2021 ein Klimaschutz-Sofortprogramm mit einem Investitionsvolumen von acht Milliarden Euro beschlossen. Das Programm ist Teil des Bundeshaushalts 2022. Das Sofortprogramm soll helfen, die neuen Klimaziele der Bundesregierung zu erreichen und den Umstieg auf klimafreundliche Technologien zu fördern. Am 24.06.2021 hat der Deutsche Bundestag zudem das neue Klimaschutzgesetz des Bundes verabschiedet.

In den vergangenen zwei Jahren hatte die Bundesregierung bereits mehr als 80 Milliarden Euro in Klimaschutzprojekte investiert. Der nun beschlossene Finanzplan ist eine Vorlage für die kommende Legislaturperiode. Dann erst wird sich der Bundestag wieder im Rahmen der Haushaltsberatungen damit befassen und das Programm final verabschieden können.

Maßnahmen im Gebäudesektor – Kommunaler Klimaschutz

Mit 4,5 Milliarden Euro in den kommenden zwei Jahren soll die größte Summe in die Förderung energieeffizienter Gebäude fließen. Auch der klimagerechte soziale Wohnungsbau wird in den kommenden Jahren mit einer Gesamtsumme von einer Milliarde Euro bedacht. Im Jahr 2022 sollen dafür bereits 150 Millionen Euro zur Verfügung stehen. Das Sofortprogramm sieht zudem vor, die energetischen Mindeststandards für neue Gebäude mittels einer Überprüfung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) anzuheben. Von einem konkreten Förderstandard (ursprünglich EH-55) sieht der Kabinettsbeschluss indes ab. Entgegen der ursprünglichen Planungen entfällt nunmehr auch der Ansatz, dass sich Wohnungseigentümer an den höheren Heizkosten der Mieter beteiligen müssen. Zudem ist die geplante Verpflichtung, auf den Dächern von Neubauten zwingend Photovoltaikanlagen zu installieren, entfallen. 

Während somit das Sofortprogramm zu vielen Einzelpunkten sehr vage bleibt, ist die beabsichtigte Stärkung des kommunalen Klimaschutzes grundsätzlich zu begrüßen. Städte und Gemeinden sind unverzichtbare Partner bei der Erreichung der Klimaschutzziele. So plant der Bund, die Nationale Klimaschutzinitiative (NKI) weiter auszubauen. Die Kommunalrichtlinie als zentrales Förderinstrument im kommunalen Klimaschutz soll bis zum Sommer novelliert werden. Auch sollen die durch das Corona-Konjunkturpaket befristet eingeführten verbesserten Förderbedingungen für NKI-Förderungen (Kommunalrichtlinie, Förderaufruf für kommunale Modellprojekte und Klimaschutz durch Radverkehr) über den 31.12.2021 hinaus in das Jahr 2022 verlängert und fortgeschrieben werden.

Maßnahmen im Verkehrssektor

Die Förderung des Radverkehrs soll um zwei Förderschwerpunkte des Radinfrastruktur-Programms „Stadt und Land“ erweitert werden. Zum einen soll ein neuer Schwerpunkt „Vision Zero“ die Ertüchtigung und Sanierung der Radinfrastruktur in den Kommunen ermöglichen. Zum anderen soll das Fahrradparken und Pedelecparken mit Lademöglichkeit an den Schnittstellen zum ÖPNV forciert werden. Beide zusätzlichen Förderschwerunkte sind begrüßenswert. Hierbei ist sicherzustellen, dass die zusätzlichen Mittel auch für Maßnahmen im ländlichen Raum genutzt werden können. Veränderungen im Modal Split zugunsten des Radverkehrs sind insbesondere auch durch gute Stadt-Umland-Verbindungen möglich. Das Sofortprogramm sieht zudem zusätzliche Modellvorhaben im Bereich des Radverkehrs vor. Auch diese Modellprojekte sind wichtig, da sie weitere Erkenntnisse beispielsweise zum Umbau sicherer Kreuzungen erzeugen können. 

Das Sofortprogramm sieht zusätzliche Investitionen in die Modernisierung des Schienennetzes vor. Im Einzelnen geht es u. a. um Funksysteme, digitales Kapazitätsmanagement oder die Erprobung automatisierten Fahrens. Zusätzliche Mittel für die Betriebsfinanzierung im SPNV, beispielsweise für Taktverdichtungen, neue Verbindungen oder den Betrieb auf reaktivierten Strecken, sind nicht vorgesehen. Eine Anhebung der Regionalisierungsmittel für einen zusätzlichen Aufwuchs der SPNV-Angebote wäre aber ein konsequenter Schritt zur Erreichung des Ziels einer Verdoppelung der Fahrgastzahlen im Schienenverkehr aus dem Koalitionsvertrag. 

Aus Sicht des DStGB wäre zudem eine Stärkung regionaler Busverkehre im Rahmen des Sofortprogramms wichtig gewesen. Denn der ÖPNV muss gerade in der Fläche gestärkt werden, insbesondere für aufkommensstarke Pendlerverkehre und Verbindungen zwischen regionalen Zentren. Für viele nicht an das Schienennetz angebundene Städte- und Gemeinden können attraktive und moderne Qualitätsbusverbindungen ein Baustein hin zu nachhaltiger Mobilität und guter Erreichbarkeit sein. Es ist vor dem Hintergrund der Klimaschutzziele und dem Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse schwer zu vermitteln, warum Mittelzentren ohne Bahnanschluss vielerorts keinen hochwertigen regionalen ÖPNV anbieten können.

Das Sofortprogramm sieht zudem eine zusätzliche Förderung bei der Errichtung von Schnellladehubs in Quartieren ergänzend zum Programm 1.0000 Schnelladestandorte (Umsetzung des Schnellladegesetzes) vor. Im Bereich alternativere Antriebe und Ladeinfrastruktur sollten jedoch auch die Kommunen in ihrer Rolle als Genehmiger, Umsetzer und insbesondere Koordinator gestärkt werden. Der vom DStGB befürwortete Ansatz kommunaler Elektromobilitätsmanager muss jetzt zeitnah in den Blick genommen werden, damit auf Ebene der Kommunen kein Nadelöhr für den Ausbau der Ladeinfrastruktur entsteht. 

Die vorgeschlagenen Maßnahmen im Verkehrssektor setzen insgesamt nicht ausreichend Akzente, um die Verkehrswende in den Kommunen entscheidend zu beschleunigen. Vor dem Hintergrund der ambitionierten Sektorziele im Bereich Verkehr wäre es jedoch zwingend notwendig, gerade beim ÖPNV einen Gang höher zu schalten und sich auch Förderprozesse sowie die Beschleunigung von Planungs- und Genehmigungszeiträumen vorzunehmen. Deutschland braucht zur Erreichung der Klimaschutzziele auch eine Trendumkehr des aktuell weiter steigenden Fahrzeugbesitzes hin zur verstärkten Nutzung des Umweltverbunds. Wo der Umstieg mangels Alternativen nicht umfassend möglich ist, müssen saubere Antriebe verbreitet werden, damit eine gute und saubere Mobilität flächendeckend gewährleistet wird.

Informationen zu weiteren Maßnahmen können dem Sofortprogramm entnommen werden, dass unter nachfolgendem Link abgerufen werden kann: 

www.bundesfinanzministerium.de


(III/2 843-00 Bernd Düsterdiek/Jan Strehmann, 24.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522613]2521-12	Baulandmobilisierungsgesetz in Kraft getreten

Das Gesetz zur Mobilisierung von Bauland (Baulandmobilisierungsgesetz) ist am 22. Juni 2021 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden und damit am 23. Juni 2021 in Kraft getreten. Das Gesetz beruht auf den Empfehlungen der Baulandkommission, an welcher auch der DStGB aktiv mitgewirkt hat.

Das Gesetz enthält in Artikel 1 Änderungen des Baugesetzbuchs. Das BauGB ist wie folgt zu zitieren:

„Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist.“

In Artikel 2 des Gesetzes sind Änderungen der Baunutzungsverordnung enthalten. Die Baunutzungsverordnung ist wie folgt zu zitieren:

„Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I S. 3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBI. I S. 1802) geändert worden ist.“

Darüber hinaus enthält das Gesetz in Artikel 3 Änderungen der Planzeichenverordnung. Die Planzeichenverordnung ist wie folgt zu zitieren:

„Planzeichenverordnung vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.“

Für die Richtigkeit dieser Angaben wird keine Gewähr übernommen. Das Bundesgesetzblatt Nr. 33 kann unter www.bundesgesetzblatt.de eingesehen bzw. zum privaten Gebrauch heruntergeladen werden (kostenloser Bürgerzugang). 


(III/2 620-00 Bernd Düsterdiek, 23.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522614]2521-13	Bundesförderung für stationäre raumlufttechnische Anlagen (Corona) erweitert

Gemäß Beschluss des Koalitionsausschusses vom 25.08.2020 werden durch die „Bundesförderung Corona-gerechte Um- und Aufrüstung von stationären raumlufttechnischen (RLT-) Anlagen“ Zuschüsse für Investitionen gewährt, mit denen derartige Anlagen umgerüstet werden. Die Richtlinie wurde mit Kabinettbeschluss vom 12. Mai 2021 erneut novelliert, damit künftig auch der Neueinbau von stationären RLT-Anlagen in Einrichtungen für Kinder unter 12 Jahren förderfähig ist. 

Am 10. Juni 2021 hat nun der Bundesanzeiger die „Richtlinie für die Bundesförderung Corona-gerechte stationäre raumlufttechnische Anlagen“ des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie (BMWi) veröffentlicht, sie ist damit in Kraft getreten. Weitere Informationen finden Sie unter: www.bafa.de/rlt. 

Insbesondere zu folgenden Punkten sind Anpassungen erfolgt:

· Neueinbau von RLT-Anlagen für Einrichtungen für Kinder unter 12 Jahren. Diese umfassen Kindertageseinrichtungen, Horte, Kindertagespflegestellen im Sinne von §§ 33 Nr. 1 und Nr. 2 IfSG und staatlich anerkannte allgemeinbildende Schulen in öffentlicher oder freier Trägerschaft, mit Ausnahme von Schulen der Erwachsenenbildung. 

Es werden stationäre dezentrale und zentrale Neuanlagen gefördert, die im kombinierten reinen Zu-/Abluftbetrieb mit Wärmerückgewinnung oder im kombinierten Zu/-Abluftbetrieb mit Wärmerückgewinnung und mit einem Umluftanteil von maximal 50 Prozent betrieben werden.

· Für die Um- und Aufrüstung von RLT-Anlage (vgl. Richtlinie Nr. 6.1) sind im Zuge der Erweiterung zusätzlich Einrichtungen der Rehabilitation, Frühförderstellen sowie Leistungserbringer der Eingliederungshilfe und Asylantenunterkünfte sowie besondere Wohnformen und Einrichtungen der Kinder und Jugendhilfe ergänzt worden. 

Mit den Anpassungen sollen insbesondere potentielle Öffnungsstrategien und nachhaltige Perspektiven für den Wiederbetrieb von Einrichtungen eröffnet werden. Sie ist bis zum 31. Dezember 2021 befristet. 


(III/1 500-00 Bernd Düsterdiek, 17.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522616]2521-14	Pläne zur Reaktivierung von Bahnstrecken

Die Deutsche Bahn hat am 22.06.20211 gemeinsam mit dem Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV) und der Allianz pro Schiene 20 Bahnstrecken in Deutschland vorgestellt, die insbesondere für den Nahverkehr reaktiviert werden könnten. Aus Sicht des DStGB braucht es jetzt neben der Ertüchtigung der Infrastruktur auch zusätzlicher Mittel für den Betrieb auf wiederbelebten Bahnstrecken.

DB hat potenzielle Strecken bundesweit analysiert

Eine von der DB eingerichtete AG hatte hat sich zunächst ein umfassendes Bild über die in der Vergangenheit stillgelegten Strecken gemacht und dafür insgesamt 346 Strecken in ganz Deutschland bewertet. Darunter auch die 240 Vorschläge der Branchenverbände Allianz pro Schiene und Verband Deutscher Verkehrsunternehmen (VDV). Das Ergebnis: Ein Großteil der potenziellen Strecken ist nicht im Eigentum der DB. Ein weiterer Anteil der Strecken ist verpachtet oder hat auf absehbare Zeit kein verkehrliches Potenzial. Somit blieb für die Bundesschienenwege ein Portfolio von rund 1.300 Kilometer Länge, die im Ergebnis der Analyse reaktiviert werden könnten. 

Gespräche mit Ländern und Aufgabenträgern

Doch die Reaktivierung der stillgelegten Infrastruktur allein reicht nicht aus, um Verkehr zurück in die Fläche zu bringen. Die Aufgabenträger, die im Auftrag der Bundesländer den Nahverkehr planen, müssen für diese Strecken auch Verkehre bestellen. Deshalb folgten Gespräche mit Ländern und Aufgabenträgern, um gemeinsam zu prüfen, auf welchen Strecken künftig wieder Züge rollen sollen. 

Kosten der Streckenreaktivierung

Die Kosten für eine Wiederbelebung stillgelegter Gleise richten sich nach dem Zustand der Strecke. Selbst wenn die Gleise verwittert sind oder teilweise abgebaut wurden, ist die Reaktivierung von Bahnstrecken aber günstiger als ein kompletter Neubau, wenn etwa die Trassenflächen und Bahndämme noch vorhanden sind. Wenn die ehemalige Strecke jedoch vollständig zurückgebaut oder sogar überbaut wurde, kämen die Maßnahmen einem Neubau gleich. Üblicherweise liegen die Kosten für reaktivierte Strecken zwischen einer Million Euro pro Kilometer bei einfachen Projekten und zehn Millionen Euro pro Kilometer bei komplexen Ingenieursbauwerken und entwidmeten Strecken. 



Weiterer Prozess

Die DB geht gemeinsam mit Ländern und Aufgabenträgern zunächst die Reaktivierung der genannten 20 Strecken an. Die Strecken befinden sich in unterschiedlichen Phasen der Umsetzung. Teilweise sind die Projekte schon im Bau, andere Vorhaben sind in unterschiedlichen Planungsphasen. Für einen weiteren Teil der Strecken führen die Länder aktuell zunächst die nötigen Machbarkeitsstudien durch. Darüber hinaus geht der Austausch mit den Ländern hinsichtlich der Reaktivierung zusätzlicher Strecken weiter. In den kommenden Jahren sollen noch mehr Verbindungen und Verkehre folgen.

Anmerkung des DStGB

Über 120 Mittelzentren in Deutschland mit fast 1,8 Mio. Einwohnerinnen und Einwohnern sind nicht an das Bahnnetz für den Personenverkehr angeschlossen. Doch gute Bahnanbindungen sorgen für attraktive Städte und Gemeinden und stellen gerade für Berufspendler und Auszubildende eine wirkliche Alternative zum Auto dar. Hinzu kommen zweifelsfrei Standortvorteile für die Wirtschaft und den Tourismus vor Ort, was ebenfalls zum Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse beiträgt. In Kombination mit angepassten Busangeboten können reaktivierte Bahnstrecken den ÖPNV bzw. SPNV ganzer Regionen maßgeblich befördern und damit erheblich zum Gelingen der Verkehrswende und der Erreichung der Klimaziele beitragen.

Im Zuge des Klimaprogramms 2030 der Bundesregierung wurden unter anderem mit der Änderung des Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG) die Rahmenbedingungen für Reaktivierungsprojekte im Personenverkehr erheblich verbessert. Mit der Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV III) stellt der Bund zudem ebenfalls Mittel zur Verbesserung des Nahverkehrs auf der Schiene bereit. Den Einsatz der Mittel stimmen die Länder mit der DB AG eigenständig ohne Beteiligung des Bundes ab. Die Mittel können auch für Reaktivierungsvorhaben herangezogen werden. Mit den Regionalisierungsmitteln des Bundes können die Länder den Betrieb des Nahverkehrs und damit auch neue Verbindungen auf reaktivierten Bahnstrecken finanzieren.

Zu beachten ist bei einem Reaktivierungsvorhaben stets der Einzelfall. Wenn beispielsweise stillgelegte Bahntrassen nicht den heutigen Siedlungsachsen entsprechen, kann auch ein dicht getaktetes und direktes Regionalbus-System die Fahrgastnachfrage bedarfsgerecht abdecken. Die Reaktivierung stillgelegter Bahnstrecken stellt letztlich eine besondere Herausforderung für die SPNV-Aufgabenträger dar. Denn sind Strecken erst einmal stillgelegt, wird es selbst bei gesicherter Flächenwidmung aufwendig, die notwendigen Mittel für eine Instandsetzung und Finanzierung des SPNV-Betriebs aufzubringen. Kernelement aller Reaktivierungsvorhaben ist daher eine Sicherung der Finanzierung, welche nicht zulasten anderer Bahnstrecken oder ÖPNV-Angebote gehen darf. 

Der Investitionsrückstau im deutschen Eisenbahnnetz ist immens und das Ziel der Bundesregierung bis 2030 doppelt so viele Bahnkundinnen und Bahnkunden zu gewinnen wird nur mit massiven Investitionen in die Infrastruktur und höheren Betriebszuschüssen erreicht werden. Gerade vor dem Hintergrund der ambitionierten Klimaschutzziele im Verkehrssektor muss die Stärkung der Schiene in der kommenden Legislaturperiode stärker denn je vorangetrieben werden. Hierzu gehören auch gezielte Reaktivierungsvorhaben und zusätzliche Mittel für den Betrieb. Somit kann anstelle des Rückzugs der Bahn aus der Fläche tatsächlich eine Trendwende für mehr Städte und Gemeinden mit Bahnanschluss erreicht werden.

Weitere Informationen

Übersicht der zunächst ausgewählten Strecken in den Ländern, wobei in Sachsen, Thüringen sowie Hessen die Auswahl noch nicht abgeschlossen werden konnte: www.deutschebahn.com 

Pressemitteilung der Deutschen Bahn AG vom 22.06.2021: 
www.deutschebahn.com

Pressemitteilung des BMVI vom 22.06.2021: www.bmvi.de
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[bookmark: _Toc75522617]2521-15	Neue Informationsstelle zum Fahrradparken

Am 1. Juli nimmt die neue Informationsstelle „Fahrradparken an Bahnhöfen“ ihre Arbeit auf. Sie wird Kommunen und andere interessierte Akteure bei der Einrichtung von Fahrradabstellmöglichkeiten an Bahnhöfen unterstützen. Die Informationsstelle wird von der DB Station&Service AG betrieben und vom Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI) im Rahmen des Sonderprogramms „Stadt und Land“ finanziert. Auf den Erfahrungen der Bike+Ride-Offensive des Bundesumweltministeriums sollen hierbei aufgebaut werden.

Informationsstelle soll Kommunen unterstützen

Um die Einrichtung von bahnhofsnahen Radabstellanlagen und insbesondere Fahrradparkhäusern zu erleichtern, hat das BMVI jetzt die DB Station &Service AG mit dem Aufbau und Betrieb einer „Informationsstelle Fahrradparken an Bahnhöfen“ beauftragt. 2,3 Millionen Euro stehen dafür zunächst bis 2023 bereit. Ziel ist es, mit modernen Radabstellanlagen die Attraktivität der Radverkehrsinfrastruktur zu steigern und damit mehr Menschen zum Umstieg auf das Rad zu bewegen. Außerdem sollen die zwei umweltfreundlichen Verkehrsmittel Rad und Bahn besser verknüpft werden. 

Aufgaben der Informationsstelle

Die Anlaufstelle bündelt Informationen, berät und gibt Know-How aus der Praxis weiter. Sie wird einen Internetauftritt und eine Hotline einrichten. Informiert werden soll u. a. zu:

· baulichen und gestalterischen Umsetzungsmöglichkeiten, 
· der Anzahl jeweils notwendiger Abstellplätze,
· technischen Lösungsmöglichkeiten v.a. mit Blick auf Schließanlagen,
· Betreiberkonzepten,
· verkehrlicher Anbindung,
· eigentums- und genehmigungsrechtlichen Fragestellungen,
· dem aktuellen Angebot an Abstellanlagen einschließlich Best-Practice-Beispielen,
· der aus der Umsetzung resultierenden Verkehrsverlagerung einschließlich des Klimanutzens sowie
· Finanzierungsmöglichkeiten.

Außerdem wird es regelmäßige Informationsveranstaltungen, Vor-Ort-Besuche und die Durchführung einer Fachkonferenz zum Thema „Fahrradparken an Bahnhöfen“ im Jahr 2022 geben. Die Informationsstelle wird darüber hinaus im nächsten Jahr eine Potenzialstudie mit Aussagen zu möglichen Standorten, Best-Practice-Lösungen sowie den sich daraus ergebenden Handlungshilfen veröffentlichen.

Förderung von Fahrradparken im Rahmen des Sonderprogramms „Stadt und Land“

Die Bereitstellung moderner Abstellanlagen für Fahrräder wird auch im Rahmen des Fahrradinfrastruktur-Sonderprogramms „Stadt und Land“ gefördert. Von den Ländern und Kommunen wurden insgesamt in dem Programm bereits Anträge für 433 Maßnahmen eingereicht (Stand 09. Juni 2021). 321 Maßnahmen wurden bereits als förderfähig bestätigt, mit einem Finanzhilfevolumen in Höhe von rund 175 Millionen Euro. Darunter sind auch 3.557 Fahrradbügel, 188 Stellplätze in Fahrradboxen sowie 1.566 Stellplätze in Fahrradparkhäusern.

Anmerkung des DStGB

Mit der Informationsstelle gibt es nun eine neue Anlaufstelle für Kommunen, um bei der Entwicklung, Förderung und Koordinierung besserer Abstellmöglichkeiten an Bahnhöfen Unterstützung zu erhalten. Wichtig ist hierbei, dass auf den gesammelten Erfahrungen der weiterhin laufenden Bike+Ride-Offensive des Bundesumweltministeriums (ebenso angesiedelt bei DB Stationen & Service) aufgebaut wird. Gerade die Koordinierung im DB-Konzern bei der Frage der Flächeninanspruchnahme ist von besonderer Bedeutung. So wurden im Rahmen der Bike+Ride-Offensive beispielsweise Muster-Gestattungsverträge erstellt. Um die notwendige Anzahl von schätzungsweise 1,5 Mio. zusätzlichen Abstellmöglichkeiten an Bahnhöfen zu erreichen, braucht es jetzt skalierbare Modelle. Ziel muss sein, auch in kleineren Kommunen unbürokratisch und mit hohen Fördersätzen Abstellmöglichkeiten an den Bahnhöfen zu schaffen. Hierzu bedarf es letztlich auch einer Verstetigung des Programms „Stadt und Land“ nach 2023 sowie bereits kurzfristig zusätzlicher Mittel für den Bau von Fahrrad-Abstellanlagen an Bahnhöfen aber auch weiteren Verknüpfungspunkten des ÖPNV. Für ein nachjustiertes Klimaschutzprogramm der Bundesregierung bietet sich gerade dieses Thema an.

Weitere Informationen

Die Informationsstelle wird voraussichtlich ab Juli erreichbar sein.

Pressemitteilung des BMVI vom 17.06.2021: www.bmvi.de 

Bike+Ride-Offensive: www1.deutschebahn.com/bikeandride 

DStGB-Dokumentation „Förderung des Radverkehrs in Städten und Gemeinden“: www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc75522618]2521-16	Verfassungsbeschwerde gegen Gesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge in Mecklenburg-Vorpommern zurückgewiesen

Das Landesverfassungsgericht Mecklenburg-Vorpommern hat mit Urteil vom 17.06.2021 die Verfassungsbeschwerde der Stadt Grevesmühlen gegen das Landesgesetz zur Abschaffung der Straßenbaubeiträge zurückgewiesen. Städte und Gemeinden sollten demnach Straßenbau nur nach Ihrer Leistungsfähigkeit und in dem Umfang wie in der Vergangenheit betreiben. Aus Sicht des DStGB stellt die rückblickende Bestimmung der Erstattungs-Pauschale keine Lösung dar, um anstehende Sanierungsbedarfe ausreichend finanzieren zu können.

Hintergrund 

Im Juni 2019 hat der Landesgesetzgeber die Straßenbaubeiträge für Anlieger abgeschafft und zugleich bestimmt, dass das Land den Gemeinden für die in 2018 und 2019 begonnenen Straßenbaumaßnahmen die weggefallenen Einnahmen in der Höhe ersetzt, in der sie Straßenbaubeiträge hätten festsetzen können. Mit Gesetz vom 9. April 2020 wurde die Kompensation für den Wegfall der Straßenbaubeiträge für Baumaßnahmen ab dem 1. Januar 2020 geregelt. Danach erfolgt ab dem Jahr 2020 jährlich eine pauschale Mittelzuweisung an die Gemeinden. Der insgesamt an die Gemeinden zu verteilende Betrag beläuft sich bis 2024 auf jährlich 25 Mio. EUR und ab 2025 auf jährlich 30 Mio. EUR. Der Gesamtbetrag wird auf die Gemeinden nach dem Verhältnis der von ihnen zu unterhaltenden Straßen und Wege (Straßenlänge, Art der Straße) verteilt. Die Jahrespauschale zahlt das Land den Gemeinden jeweils zum 30. Juni eines Jahres aus und kann über mehrere Haushaltsjahre angespart werden.

Verfassungsbeschwerde einer kreisangehörigen Stadt

Die Stadt Grevesmühlen macht mit ihrer Verfassungsbeschwerde in erster Linie eine Verletzung des Konnexitätsprinzips nach Art. 72 Abs. 3 Landesverfassung M-V (LV) geltend. Danach können die Gemeinden und Kreise durch Gesetz zur Erfüllung bestimmter öffentlicher Aufgaben verpflichtet werden, wenn dabei gleichzeitig Bestimmungen über die Deckung der Kosten getroffen werden. Führt die Erfüllung dieser Aufgaben zu einer Mehrbelastung der Gemeinden und Kreise, so ist dafür ein entsprechender Ausgleich zu schaffen.

Entscheidungsgründe des LVerfG

Das Landesverfassungsgericht hat in seiner Entscheidung vom 17.06.2021 (LVerfG 9/19) festgestellt, dass die kommunale Verfassungsbeschwerde unzulässig ist, soweit sie die Ausgleichsreglungen für die Jahre 2018 und 2019 betrifft. Die Beschwerdeführerin konnte nach Ausführung des Gerichts nicht darlegen, dass ihr für diesen Zeitraum eine Mehrbelastung verbleibt, die durch das Land nicht ausgeglichen wird. Denn für diese Jahre ersetzt das Land konkret die Ausfälle, die die jeweilige Gemeinde aufgrund ihrer Satzung als Straßenbaubeiträge gegenüber den Anliegern hätte festsetzen können.

Hinsichtlich der Regelung ab 01.01.2020 sei die kommunale Verfassungsbeschwerde unbegründet. Eine Verletzung des in Art. 72 Abs. 3 Landesverfassung enthaltenen strikten Konnexitätsprinzips wurde durch das Gericht nicht festgestellt. Der Ausgleich für die Abschaffung der Straßenbaubeiträge konnte nach Begründung des Gerichts durch eine pauschale Regelung getroffen werden, da der Bestimmung der Pauschale eine tragfähige Prognose zu Grunde liegt. Diese beruhte vor allem auf den Gesamteinnahmen der Kommunen durch Straßenbaubeiträge in der Vergangenheit. Da lediglich die Finanzierung einer bisher schon vorhandenen und unveränderten Aufgabe geändert wurde, konnte der Landesgesetzgeber bei der anzustellenden Prognose über künftige Mehrbelastungen grundsätzlich auf Daten aus der Vergangenheit und deren Durchschnittswert zurückgreifen. Zudem hätte der Gesetzgeber diesen Wert nicht statisch übernommen, sondern einen deutlich darüber liegenden Gesamtbetrag für den pauschalen Ausgleich der Mehrbelastungen festgesetzt, der zum Beispiel auch Kostensteigerungen abdecken kann.

Die Verteilung des Gesamtbetrages an die einzelnen Gemeinden verstößt nach der Entscheidung ebenfalls nicht gegen Verfassungsrecht. Sie erfolge willkürfrei und im Rahmen sachlich vertretbarer Differenzierung.

Anmerkung des DStGB

Das Landesverfassungsgericht bestätigt die pauschale Kompensation und macht im Ergebnis deutlich, dass die Städte und Gemeinden Straßenbau nur nach Ihrer Leistungsfähigkeit und in dem Umfang wie in der Vergangenheit betreiben sollten.

Das Gericht stellte fest, dass keine neue Aufgabe übertragen wird und letztlich nur auszugleichen sei, was als Finanzierungs-/Einnahmequelle weggefallen ist. Denn die Kommunen des Landes insgesamt dürfen nicht schlechter gestellt werden.

Fördermittel, die in der Vergangenheit die Straßenausbaumaßnahmen finanziert haben, sollten laut LVerfG nicht die Anlieger entlasten. Somit seien diese für die Kompensation auch nicht zu beachten.

Ebenfalls mindernd für den Ausgleichsbetrag zu beachten ist laut LVerfG eine Infrastrukturpauschale des Landes, welche u. a. für Investitionen sowie Instandhaltungsmaßnahmen im Straßenbau dienen soll. In der politischen Diskussion in Mecklenburg-Vorpommern ging es jedoch stets um eine Zusätzlichkeit dieser Mittel in klarer Trennung zur Kompensation der Straßenausbaubeiträge.

Die neu geregelte Kompensation kann seitens der Kommunen nun angespart und übertragen werden, um den weggefallen Anliegerbeitrag im Rahmen von Straßenbaumaßnahmen zu ersetzen. Eine Evaluierungsklausel soll nach vier Jahren absichern, ob die Kompensation insgesamt gereicht hat. Hierbei empfiehlt der Städte- und Gemeindetag Mecklenburg-Vorpommern, dass Straßenbaulastträger diesen Finanzierungsanteil klar im Haushalt ausweisen und nur kompensatorisch einsetzen, um die Verwendung belegen zu können. 

Angesichts der Aufbauleistung des Landes nach 1990 ist der geschönte Rückblick letztlich keine Lösung, um anstehende Sanierungsbedarfe finanzieren zu können. Genau dies hatten auch Gutachter zuvor herausgearbeitet und damit auch die Notwendigkeit der Infrastrukturpauschale belegt. In der Folge der Entscheidung des LVerfG werden in Mecklenburg-Vorpommern viele Straßenbaumaßnahmen verschoben werden müssen.

Weitere Informationen

Pressemitteilung des Landesverfassungsgerichts Mecklenburg-Vorpommern vom 17.06.2021: www.mv-justiz.de

Urteil LVerfG 9/19 vom 17.06.2021: www.mv-justiz.de 
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[bookmark: _Toc75522620]2521-17	Mobilfunk und Gesundheit – 
DStGB-Dokumentation Nr. 156

Der Infobaukasten für Kommunen: Mobilfunk und Gesundheit zur DStGB Dokumentation Nr. 156 wurde fertiggestellt und ist auf der Internetseite des DStGB verfügbar unter www.dstgb.de.

Der Infobaukasten für Kommunen: Mobilfunk und Gesundheit wurde in einer Kooperation zwischen dem Deutschen Städte- und Gemeindebund mit dem Onlineportal Informationszentrum Mobilfunk, 
www.informationszentrum-mobilfunk.de, entwickelt, das unterstützt wird von Telekom Deutschland, Telefónica Germany, Vodafone und Drillisch Netz.

Hintergrund des Infobaukastens für Kommunen: Mobilfunk und Gesundheit ist, dass der weitere Ausbau der mobilen Infrastruktur immer wieder für Diskussionsstoff sorgt. Wie wirken sich elektromagnetische Felder auf die Gesundheit aus? Welche gesicherten Erkenntnisse über 5G gibt es? Was ist noch nicht abschließend klar? Die neue Broschüre „Mobilfunk und Gesundheit“ gibt einen Überblick zu den Themen elektromagnetische Felder, Forschung sowie Stand des Wissens zu Wirkungen von Mobilfunkstrahlung auf die Gesundheit. In Kooperation mit der Gesellschaft für Hygiene, Umweltmedizin und Präventivmedizin (GHUP) wurde der aktuelle Stand der Wissenschaft kompakt zusammengetragen. 

Internationale und nationale Fachgremien betonen fast durchweg, dass auf Basis des heutigen Wissensstandes bei Einhaltung der Grenzwerte keine Gesundheitsgefahren von Mobilfunkfeldern ausgehen, weder von solchen der Basisstationen, noch von solchen der Endgeräte. Dennoch hält sich die Sorge vor möglichen Risiken in Teilen der Bevölkerung und hat in den vergangenen zwei Jahrzehnten sowohl die Öffentlichkeit als auch die Wissenschaft immer wieder intensiv beschäftigt. Da die Kommunen beim Ausbau der Netze im Fokus stehen und Fragen von Bürgerinnen und Bürgern zur 5. Mobilfunkgeneration beantworten sollen, haben der DStGB und das Onlineportal Informationszentrum Mobilfunk den Infobaukasten für Kommunen initiiert. Dieser soll einen Beitrag zur Transparenz und zur sachlichen Aufklärung leisten. Der ersten beiden Teile des Infobaukastens beschäftigen sich mit den Themen Dialog und Kommunikation sowie Infrastruktur und Technik. Die Broschüren sollen den Verantwortlichen in den Kommunen verständlich erklärte Fakten liefern.

Ein weiterer Baustein des Infobaukastens zum Thema rechtlicher Rahmen wird folgen.


(II/1 410-40 Uwe Zimmermann, 23.06.2021)		Inhaltsverzeichnis
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[bookmark: _Toc75522622]2521-18	Finanzierungsmöglichkeiten für Wasserstoffprojekte

Zum Erreichen ihrer Klimaziele setzt die EU bekanntlich verstärkt auch auf Projekte im Bereich der Wasserstoffförderung. Für alle (d. h. auch Kommunen), die daran mitwirken wollen, ist nun ein Überblick über die Möglichkeiten der öffentlichen Finanzierung von Wasserstoffprojekten einsehbar.

Bereits die Gründung der Europäischen Allianz für sauberen Wasserstoff vor knapp einem Jahr zeigte, dass das Thema für die EU vermehrt an Bedeutung gewinnt. Als ein Baustein des Green Deal wirkt es am Ziel der Klimaneutralität bis 2050 mit. Am 17. und 18. Juni 2021 wurde nun auf dem Europäischen Wasserstoffforum der Online-Leitfaden „Hydrogen Public Funding Compass“ vorgestellt. Er fasst nicht nur Programme und Fonds auf EU-, sondern auch auf nationaler Ebene übersichtlich zusammen und informiert über die jeweiligen Bedingungen zur Finanzierung. Außerdem lässt sich gezielt etwa nach Pilotprojekten suchen. Kommunen, die bereits in der Planung eines Wasserstoffprojekts sind oder mit dem Gedanken spielen, können sich hier einen ersten Einblick verschaffen.

[bookmark: Bookmark]Nach Ansicht der EU-Kommission ist die Wasserstofftechnik zukunftsweisend. Allein die Europäische Allianz für sauberen Wasserstoff hat fast eintausend erneuerbare und kohlenstoffarme Projekte gesammelt, die bis 2030 umgesetzt und jährlich fast neun Millionen Tonnen meist erneuerbaren Wasserstoff produzieren sollen.

Weitere Informationen:
· https://ec.europa.eu 
· https://www.ech2a.eu/ 


(II/4 Judith Steinmetz, Brüssel, 23.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522623]2521-19	Bekämpfung der Obdachlosigkeit 

Bei einer Konferenz in Lissabon am 21.06.2021 haben die EU-Kommission, die Regierungen der EU-Mitgliedstaaten und Teile der Zivilgesellschaft die Europäische Plattform zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit ins Leben gerufen. Erstmals setzten alle Ebenen gemeinsam ein, um europaweit die Faktenlage zu eruieren. Auch soll die Zusammenarbeit zwischen allen Akteuren zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit gestärkt werden.

In der Europäischen Säule sozialer Rechte sind bekanntlich 20 Grundsätze und Rechte aufgeführt, welche für faire und gut funktionierende Arbeitsmärkte und Sozialsysteme wichtig sind. Grundsatz 19 “Wohnraum und Hilfe für Wohnungslose“ umfasst das Problem der Obdachlosigkeit. Der Grundsatz beschreibt Aufgaben wie den Zugang zu Sozialwohnungen, angemessene Hilfe und Schutz gegen Zwangsräumungen sowie angemessene Unterkünfte und Dienstleistungen für Obdachlose mit dem Ziel, ihre soziale Integration zu fördern.

Mit der Unterzeichnung der „Erklärung von Lissabon zur Europäischen Plattform zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit“ haben sich alle Teilnehmer verpflichtet, gemeinsam zusammenzuarbeiten und im Rahmen deren jeweiligen Zuständigkeit Maßnahmen zu ergreifen und die Obdachlosigkeit zu minimieren.

Die Plattform zielt in erster Linie auf einen europaweiten Informationsaustausch. Sie soll zum Beispiel die Möglichkeit bieten, mit lokalen Akteuren in Kontakt zu treten und auf diese Weise zu ermöglichen, Wissen und Verfahren auszutauschen. Dadurch sollen effiziente und innovative Ansätze ermittelt werden, um die Obdachlosigkeit zu bekämpfen. Die Plattform hat demnach einen allumfassenden Ansatz. Jede interessierte Organisation und Ebene, sowohl EU, Nationalstaat und auch Kommunen, soll zur Mitwirkung und Bekämpfung der Obdachlosigkeit erreicht und aufgerufen werden „mit zu interagieren“.

Folgende Ziele wurden bei der Konferenz und mit der Unterzeichnung der Erklärung vereinbart:

· Niemand darf wegen eines Mangels an zugänglichen, sicheren und geeigneten Notunterkünften auf der Straße übernachten.

· Niemand muss länger in Not- und Übergangsunterkünften leben, als für eine dauerhafte Lösung der Unterbringungsfrage notwendig ist.

· Niemand wird ohne das Angebot einer angemessenen Unterkunft aus einer Einrichtung (z. B. Haftanstalt, Krankenhaus, Pflegeeinrichtung) entlassen.
· Zwangsräumungen sollten vermieden werden, wann immer dies möglich ist, und niemand wird seiner Wohnung verwiesen, ohne beim Finden einer angemessenen Unterbringungslösung unterstützt zu werden, wenn dies notwendig ist.

· Niemand wird aufgrund seiner Obdachlosigkeit diskriminiert.

Die neue Europäische Plattform zur Bekämpfung der Obdachlosigkeit ist ein Ergebnis der bereits erwähnten Europäischen Säule sozialer Rechte. Sie soll das europaweite Versprechen zur „Umsetzung eines starken sozialen Europas“ stärken.

Weitere Informationen unter: https://ec.europa.eu 


(II/4 Vanessa Kraatz, Brüssel, 23.06.2021)
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[bookmark: _Toc75522625]2521-20	Pressemitteilung: Weniger versprechen – mehr umsetzen

DStGB-Pressemitteilung 08/2021 vom 21.06.2021

· Lebensumstände vor Ort verbessern
· Zweiter Rettungsschirm für Kommunen erforderlich

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund hat klare Erwartungen an die Bundespolitik in der kommenden Legislaturperiode formuliert. „In Deutschland hat der Bundestagswahlkampf begonnen. Die Parteien werben mit ihren Programmen um die Zustimmungen der Wählerinnen und Wähler. Naturgemäß werden dabei viele Versprechungen und Ankündigungen formuliert, deren Umsetzung in den nächsten vier Jahren erst noch den Realitätstest bestehen muss“, sagten der Präsident des kommunalen Spitzenverbandes, Bürgermeister Ralph Spiegler, und der Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg heute anlässlich der Sitzung des DStGB-Hauptausschusses in Berlin. 

„Es sollte nicht vergessen werden: Wahlen gewinnt man nicht in Berlin oder in den Landeshauptstädten, sondern immer nur mit der Überzeugungskraft bei der Bevölkerung vor Ort“, betonten Spiegler und Landsberg. „Die Menschen wollen wissen, was sich in ihren Städten und Gemeinden und ihrem persönlichen Leben zum Positiven wenden wird. Die Erwartungen an eine hochwertigere kommunale Daseinsvorsorge, bessere Schulen, mehr Kita-Plätze, gute Straßen, Wege und Plätze sowie mehr Klimaschutz steigen. Deswegen muss der Grundsatz gelten: Weniger versprechen – mehr umsetzen! Die schönsten Zukunftsperspektiven überzeugen nicht, wenn positive Veränderungen vor Ort nicht erlebbar werden“. 

Um viele der Vorhaben in den kommenden Jahren umzusetzen, brauche es eine solide und verlässliche Finanzausstattung der Kommunen. „Viele wichtige Vorhaben werden nur gelingen, wenn es in der neuen Legislaturperiode einen zweiten Rettungsschirm für die Kommunen gibt“, so Spiegler und Landsberg. „Die Finanzlage der Kommunen ist weiter dramatisch, obwohl die Wirtschaft wieder wächst“. Die Steuerschätzung von Mai dieses Jahres prognostiziert für 2021 ein kommunales Defizit von 9,5 Mrd. Euro und für 2022 ein Defizit von 10,4 Mrd. Euro. Auch die kommunale Altschuldenfrage ist nach wie vor ungelöst. Gleichzeitig hat sich der kommunale Investitionsrückstand auf 149 Mrd. Euro erhöht. „Hier besteht dringender Handlungsbedarf. Wir erwarten, dass die Realisierung ‚gleichwertiger Lebensverhältnisse‘ und die Aussage ‚Wer bestellt, bezahlt‘ in einem nächsten Koalitionsvertrag keine Lippenbekenntnisse bleiben“, stellten Spiegler und Landsberg klar. 

„Nur mit der nötigen Finanzkraft kann es gelingen, das drohende Sterben unserer Innenstädte und Ortskerne aufzuhalten. 100.000 Einzelhandelsgeschäften droht das Aus. 500.000 Arbeitsplätze sind bedroht. Wir müssen die Innenstadtbereiche umgestalten und gleichzeitig dem Klimaschutz mehr Rechnung tragen. Stichworte sind: Mehr Erlebnisräume, mehr Kunst, mehr Handwerk, mehr Kultur, mehr Erlebnisgastronomie und auch mehr Wohnraum, aber auch mehr Grün und Wasserstrukturen zur Verbesserung der Aufenthaltsqualität bei Hitze und Dürre“, so Spiegler und Landsberg. 

Mit Blick auf Finanzierungsmöglichkeiten verwies der Deutsche Städte- und Gemeindebund erneut auf seinen Vorschlag, eine Paketversandsteuer einzuführen. Damit könne man die großen Plattformen, die mit ihren vielfältigen Lieferstrukturen auch die Infrastruktur der Kommune in Anspruch nehmen, angemessen beteiligen.

„Die Konzepte liegen auf dem Tisch, jetzt muss gehandelt werden“, sagten Spiegler und Landsberg abschließend.


Die Podiumsrunde mit den Fraktionsvorsitzenden beim DStGB-Hauptausschuss am 22.06.2021 kann unter www.dstgb.de nachgesehen werden. Weitere Informationen finden sich auch in nachfolgendem DStGB-Aktuell-Beitrag.
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[bookmark: _Toc75522626]2521-21	DStGB veröffentlicht Forderungen an die neue Bundespolitik

In kurzer und prägnanter Form hat der Deutsche Städte- und Gemeindebund seine Forderungen an die Bundespolitik in der neuen Legislatur mit dem Titel „Gute Zukunft nur mit starken Städten und Gemeinden“ formuliert.

16 Themenfelder stellt der kommunale Spitzenverband in den Fokus: Von einer auskömmlichen Finanzausstattung der Kommunen und der Stärkung von Investitionskraft, dem Aufbau einer höheren Resilienz des Gesundheitswesens und des Katastrophenschutzes, über den Digitalisierungsschub, die Vitalisierung von Innenstädten, die Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse, den Klimaschutz, bis hin zur Schaffung bezahlbaren Wohnraums und vielem mehr.

Die Themen und damit verbundene Forderungen aus kommunaler Sicht werden im Wahlkampf sowie flankierend zu den anstehenden Koalitionsverhandlungen deutlich in den Vordergrund gerückt werden. Die Ankündigungen der Parteien im Wahlkampf müssen immer daran gemessen werden, was am Ende vor Ort in den Kommunen umsetzbar ist und dann auch tatsächlich umgesetzt wird.


Die DStGB-Forderungen an die neue Bundespolitik kann unter www.dstgb.de abgerufen werden.

Die Podiumsrunde mit den Fraktionsvorsitzenden beim DStGB-Hauptausschuss am 22.06.2021 kann unter www.dstgb.de nachgesehen werden. Weitere Informationen finden sich auch in vorherigem DStGB-Aktuell-Beitrag.
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[bookmark: _Toc75522627]2521-22	Neue „Stadt und Gemeinde Digital“ ist online:
„Erwartungen an die Bundespolitik in der neuen Legislatur“

Pünktlich zu den Gremiensitzungen des Deutschen Städte- und Gemeindebundes erscheint die neue Ausgabe der DStGB-Zeitschrift „Stadt und Gemeinde digital“. Die Ausgabe steht ganz im Zeichen der anstehenden Bundestagswahl. Wir legen den Fokus auf die Erwartungen der kommunalen Ebene an die Bundespolitik in der neuen Legislatur.

In seinem Editorial macht sich DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für einen stärkeren gesellschaftlichen Zusammenhalt stark. Dazu gehöre auch ein Signal der im Bundestagswahlkampf vertretenen Parteien: Es müsse weniger versprochen und mehr umgesetzt werden – nicht zuletzt müsse die überbordende Bürokratie ernsthaft abgebaut werden.

In einem gemeinsam mit Dr. Landsberg verfassten Beitrag richtet DStGB-Präsident Ralph Spiegler sein Augenmerk auf die Bürgerinnen und Bürger: „Nach längerer Zeit der Entbehrungen haben die Menschen jetzt zurecht hohe Erwartungen an die kommunalen Strukturen der Zukunft, an kommunale Daseinsvorsorge, Schulen, mehr Kita-Plätze, gute Straßen, Wege und Plätze und Klimaschutz. Es wird nun entscheidend darauf ankommen, ob die Kommunen die Zukunftswünsche der Bevölkerung erfüllen können.“

Weitere Beiträge der Ausgabe zu den kommunalen Erwartungshaltungen an die Bundespolitik widmen sich den Themen Klimaneutralität, medizinischer Versorgung, Innenstadt- und Ortskernentwicklung und nicht zuletzt den Kommunalfinanzen.

Auch in der Ausgabe 01/2021:

· In einem Doppelinterview zu den Perspektiven der Verbandsarbeit hat die Redaktion der „Stadt und Gemeinde“ die neuen Hauptgeschäftsführer Steffen Jäger (Gemeindetag Baden-Württemberg) und Christof Sommer (Städte- und Gemeindebund Nordrhein-Westfalen) über eine Amtsübernahme in Zeiten einer globalen Pandemie, über die Sichtbarkeit kommunaler Themen auf Bundesebene und ihre Sichtweise auf die Herausforderungen der Zukunft befragt.

· Über die Amtshilfe der Bundeswehr, über Perspektiven für eine vertrauensvolle und wertschätzende Verbindung zwischen Bundeswehr und den Bürgerinnen und Bürgern sowie über Impulse für eine Neuausrichtung des Bevölkerungs- und Katastrophenschutzes sprachen wir mit Oberstleutnant André Wüstner (Bundesvorsitzender, Deutscher Bundeswehr Verband).

· In unserer Serie zur Grundsteuer bilden wir in dieser Ausgabe den bayerischen Weg ab (Hans-Peter Mayer vom Bayerischen Gemeindetag).

   und vieles mehr…

Auch in der Ausgabe 02/2020:
· Maßnahmen der Bundesregierung von Werner Gatzer
· Kulturorte von Olaf Zimmermann
· Kommunaler Rettungsschirm – Papier des DStGB


Die neue Ausgabe der „Stadt und Gemeinde digital“ steht zum Download bereit unter www.dstgb.de (Rubrik: Publikationen / Stadt und Gemeinde digital). Dort finden sich auch weiterführende Informationen und Anmeldemöglichkeiten für das kostenfreie digitale Abonnement.
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[bookmark: _Toc75522628]2521-23	Pressemitteilung: Klimaschutz beschleunigen –
Investitionen ermöglichen – Wirtschaft stärken

DStGB-Pressemitteilung 09/2021 vom 21.06.2021

Die Kommunen in Deutschland fordern, die Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen zu erleichtern und zu beschleunigen. Notwendig ist neben gesetzlichen Regelungen auch eine Kommunikationsstrategie, die Veränderungsbereitschaft bei den Menschen stärkt und die Umsetzung von Vorhaben erleichtert. „Klimaschutz wird die zentrale Herausforderung in der neuen Legislaturperiode sein“, sagten der Präsident des Deutschen Städte- und Gemeindebundes, Bürgermeister Ralph Spiegler, und Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg heute in Berlin. Die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, die Lebensgrundlage der zukünftigen Generationen deutlicher zu schützen, habe dies nochmals betont. 

„Wir warnen allerdings davor, in der Politik einen regelrechten Überbietungswettbewerb einzuleiten, wer die besten Klimaschutzziele formuliert“, mahnten Spiegler und Landsberg. „Entscheidend ist, die Klimaschutzziele nicht nur zu beschreiben, sondern die Umsetzung voranzubringen. Die Kommunen haben hier eine Schlüsselfunktion. Das gilt für den Ausbau der alternativen Energien, die Verkehrswende, aber auch für die energetische Sanierung unzähliger Gebäude in kommunaler Trägerschaft. Viele gute Ansätze dauern in der Realisierung aber nach wie vor viel zu lang – sei es aus aufgrund unzureichender Finanzierung oder überbordender Bürokratisierung“, stellten Spiegler und Landsberg klar. 

Um den Klimaschutz voranzubringen müsse vor allem die Umsetzung beschleunigt werden. Der Deutsche Städte- und Gemeindebund schlägt deshalb, so Spiegler und Landsberg, ein Klimaschutzbeschleunigungsgesetz vor. 

Bestandteile eines solchen Gesetzes könnten digitale Genehmigungsverfahren, die Verkürzung der Gerichtswege und Präklusions- und Stichtagsregelungen sein, um die Verfahren zu beschleunigen. Denkbar wäre zudem der Verzicht auf naturschutzrechtliche Ausgleichsregelungen, wenn die Maßnahme dem Klimaschutz dient.

Notwendig sei vor allem eine gute Kommunikationsstrategie. „Der vielfach verbreitete Grundsatz ‚Not in my backyard′ nach dem Motto ‚Ich bin für Klimaschutz, möchte aber die Windenergie nicht in Sichtweite haben, den Schienenverkehr nicht hören und die neue Busstation auch nicht vor meiner Haustür haben′, muss gebrochen werden. Wir brauchen hier auch einen breiten gesellschaftlichen und vor allem generationenübergreifenden Konsens“, machten Spiegler und Landsberg deutlich. 

Weitere Informationen finden sich unter www.dstgb.de und in nachfolgendem DStGB-Aktuell-Beitrag.
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[bookmark: _Toc75522629]2521-24	Statement: Klimaschutzgesetz des Bundes –
Ziele konkretisiert, Umsetzungsschritte offen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Rheinische Post vom 24.06.2021

Die Bundesregierung hat die Klimaziele für Deutschland nachgeschärft. Damit soll insbesondere den Vorgaben des Bundesverfassungsgerichturteils Rechnung getragen werden. Die Zielsetzung, dass Deutschland 2045 klimaneutral sein soll, ist richtig. Ursprünglich war geplant, die Klimaneutralität bis 2050 zu erreichen. Der Ansatz, die einzelnen Sektoren „Industrie, Gebäude, Abfall, Verkehr und Landwirtschaft“ in den Blick zu nehmen und feste Obergrenzen zu formulieren, ist nachvollziehbar und ehrgeizig. 

Aus kommunaler Sicht ist aber insbesondere noch zu unklar, wie die konkreten Umsetzungsschritte durchgesetzt und finanziert werden sollen. So sind die Städte und Gemeinden mit ihren tausenden von Gebäuden gefordert, hier entsprechende energetische Sanierungen zum Beispiel durch Solardächer, vorzunehmen. Die Kommune haben aber schon jetzt insgesamt einen Investitionsrückstand von 149 Mrd. Euro; allein bei den öffentlichen Verwaltungsgebäuden sind es 16,4 Mrd. Euro. Gleichzeitig brechen unsere Steuereinnahmen ein und bisher gibt es bedauerlicherweise keine Zeichen aus der Bundespolitik, wie im Jahre 2020, einen zweiten kommunalen Rettungsschirm zu schaffen, um die fortdauernden Verluste bei der Gewerbe- und der Einkommenssteuer gemeinsam mit den Ländern auszugleichen. 

Auch die Wirtschaft, die jetzt einen gewaltigen Transformationsprozess vor sich hat, kennt die konkreten Umsetzungsschritte nicht. Wir wissen alle, Klimaschutz gibt es nicht zum Nulltarif. Es ist eine im Wahlkampf verbreitete Illusion, man könne den Klimaschutz entscheidend voranbringen, gleichzeitig aber die Menschen weniger belasten, oder ihre Situation sogar verbessern. Unklar bleibt insbesondere auch, wie man zum Beispiel den Widerstand in der Bevölkerung, gegen neue und größere Windenergieanlagen, zusätzliche Bahnstrecken zur Förderung der Verkehrswende eigentliche überwinden will. Es darf nicht der Grundsatz gelten, am Freitag demonstriert die Jugend für mehr Klimaschutz und am Samstag demonstrieren die Eltern gegen die neue Windkraftanlage, nach dem Motto „not in my backyard“.

Die finanzielle Beteiligung der Kommunen, an der Wertschöpfung beim Bau neuer Windenergieanlagen ist zwar ein erster, aber nur ein kleiner Ansatz. Wir brauchen dringend ein „Klimaschutzbeschleunigungsgesetz“. Dazu gehören schnellere, digitale Planungsvorhaben, der Verzicht auf die naturschutzrechtliche Ausgleichsregelung, wenn eine Maßnahme dem Klimaschutz dient, und wirksame Präklusionsvorschriften, damit nicht mit immer neuen Verfahren die Umsetzung über Jahre verzögert wird. 

Dazu gehören auch eine Entbürokratisierung der viel zu komplizierten Förderprogramme und die Konzentration auf die zentralen Handlungsfelder. 

Andererseits ist die massive öffentliche Kritik, an den neuen Gesetzesschritten völlig übertrieben. Alle notwenigen Maßnahmen müssen den sozialen Gegebenheiten, dem Wirtschaftsstandort Deutschland, aber auch der notwendigen Akzeptanz in der Bevölkerung Rechnung tragen. Entscheidend ist auch, dass zu wenig gewichtet wird, dass die Klimaziele insgesamt nur erreicht werden können, wenn sich möglichst viele Staaten gemeinsam auf den Weg machen. Deutschland hat sicher eine Vorbildfunktion als große Industrienation, wird aber das Weltklima niemals alleine retten können. Es bleibt zu hoffen, dass in der nächsten Legislaturperiode die Umsetzung und die sachliche Diskussion im Vordergrund stehen. Die Kommunen sind sich ihrer Schlüsselfunktion beim Klimaschutz, das gilt insbesondere für den Gebäudebereich und die Verkehrswende, aber auch die Bereitstellung entsprechender Flächen für alternative Energien, bewusst.“ 
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[bookmark: _Toc75522630]2521-25	Pressemitteilung: Tag der Daseinsvorsorge am 23. Juni

Gemeinsame Pressemitteilung von DStGB, DST und VKU vom 21.06.2021

Die nächste Bundesregierung sollte mit guten Rahmenbedingungen den Weg zu klimaneutralen Kommunen ebnen: So lautet der gemeinsame Appell von Städtetag, Städte- und Gemeindebund und Verband kommunaler Unternehmen (VKU) anlässlich des Tags der Daseinsvorsorge.

Der Klimawandel fordert die Daseinsvorsorge heraus und erfordert Anpassungen, besonders an den Infrastrukturen. Zugleich kann die Daseinsvorsorge einen Beitrag zum Klimaschutz leisten.

„Klimaziele allein sind noch kein effektiver Klimaschutz: Entscheidend ist die Umsetzung in den Kommunen, vor Ort. Im Klartext: Für Klimaschutz und Anpassung an die Folgen des Klimawandels müssen im Maschinenraum der Daseinsvorsorge die richtigen Werkzeuge zur Verfügung stehen. Dort arbeiten Kommunen und Stadtwerke, kommunale Wasserversorger und Abwasserentsorger, sowie die Abfallwirtschaftsbetriebe bereits an sektorenübergreifenden Strategien. Ziel sind klimaneutrale Kommunen. Dafür müssen wir in den nächsten Jahren einen Zahn zulegen beim Klimaschutz und der Klimaanpassung. Unser Appell an die nächste Bundesregierung und die Landesregierungen ist, uns den Weg zu klimaneutralen Kommunen durch weitere belastbare und verlässliche gesetzliche Rahmenbedingungen zu ebnen“, so Helmut Dedy (Hauptgeschäftsführer Deutscher Städtetag), Dr. Gerd Landsberg (Hauptgeschäftsführer Deutscher Städte- und Gemeindebund), Ingbert Liebing (Hauptgeschäftsführer VKU).

Helmut Dedy: „Städtische Daseinsvorsorge ist nicht weniger als die Grundversorgung, sie macht unseren Alltag möglich. Die kommunale Daseinsvorsorge ist leistungsfähig und hat sich in der Pandemie wieder bewährt. Und sie wird ihre Stärken auf dem Weg zu klimaneutralen Städten beweisen. Damit sichern wir die Zukunft der jungen Generation.“

Dr. Gerd Landsberg: „Kommunen und kommunale Unternehmen stehen für sichere, verlässliche und gleichzeitig zukunftsorientierte Angebote für Bürgerinnen und Bürger. Gerade mit Blick auf neue und innovative Daseinsvorsorgeangebote in den Bereichen Energie und Klimaschutz können sich die Menschen auf die Dienstleistungen der Städte und Gemeinden und der kommunalen Unternehmen auch in Zukunft verlassen.“

Ingbert Liebing: „Konkret braucht es auf dem Pfad der ehrgeizigen Klimaziele für das Team Daseinsvorsorge in den Kommunen: u. a. eine weitere Erhöhung der Ausschreibungsmengen für erneuerbare Energien-Anlagen, wie im Klimapakt angekündigt. Zudem sollte Strom aus erneuerbaren Energien durch eine Reform der Abgaben und Umlagen günstiger und damit attraktiver für den Einsatz in anderen Sektoren wie Verkehr werden. Außerdem ein engmaschiges Lade-Netz für Elektromobilität, das für eine flächendeckende Grundversorgung in Stadt und Land sorgt. Und unter anderem den Quartiersansatz und ein Wärmnetz-Upgrade für Wasserstoff, um auch die Klimaziele im Gebäudebereich durch die Wärmewende zu erreichen. Die Kommunalwirtschaft hat hier griffige und pragmatische Vorschläge vorgelegt, weil jede Tonne C02-Einsparung zählt. Denn nichts passiert, wenn es nicht vor Ort geschieht.“
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[bookmark: _Toc75522631]2521-26	ver.di und der DStGB fordern zweiten Rettungsschirm 

Gemeinsame Pressemitteilung von ver.di und DStGB vom 22.06.2021

Die Lage in den Kommunen ist prekär: Sie verlieren im Jahr 2021 Einnahmen von über neun Milliarden Euro, dennoch ist weit und breit kein Rettungsschirm in Sicht. 

Schon jetzt werden die ersten Ausgaben gestrichen und Investitionen nicht getätigt. Angebote der Kinder- und Jugendhilfe müssen an einigen Orten bereits eingeschränkt werden, Grünanlagen verwildern und Investitionen in die kommunale Infrastruktur müssen verschoben werden. All das senkt die Lebensqualität der Menschen, insbesondere dann, wenn sie in armen Kommunen leben. Das Ziel gleichwertiger Lebensverhältnisse in ganz Deutschland rückt weit in die Ferne, wenn die Finanzierung der Kommunen nicht auf solide Füße gestellt wird. 

Bei der heutigen (22. Juni 2021) Online-Veranstaltung zum Thema „Daseinsvorsorge stärken, kommunale Finanzen sichern“, zu der die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) und der Deutsche Städte- und Gemeindebund (DStGB) eingeladen haben, wurden diese Probleme eingehend diskutiert und darauf aufmerksam gemacht, welche Folgen fehlende Finanzmittel für die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger sowie die Arbeitssituation der Beschäftigten haben.

ver.di und DStGB stellten außerdem eine gemeinsame Erklärung vor, in der sie sich für einen Rettungsschirm für die Kommunen stark machen und Bund und Länder auffordern, ihre Verantwortung wahrzunehmen und weitere Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der kommunalen Handlungsfähigkeit zu ergreifen.

Hierzu betonten der Präsident des DStGB und die stellvertretende ver.di-Vorsitzende:

Ralph Spiegler, Präsident des Deutschen Städte- und Gemeindebundes (DStGB):

„Die Länder und der Bund müssen sich ihrer Verantwortung stellen und endlich einen 2. Kommunalen Rettungsschirm für die Jahre 2021 und 2022 aufspannen, der die gemeindlichen Ausfälle bei der Gewerbe- und Einkommensteuer kompensiert. Sinkende Einnahmen und steigende Ausgaben verringern die kommunalen Handlungsspielräume dramatisch. Schon jetzt werden Investitionen zurückgestellt und Personaleinstellungen erfolgen nicht, weil die finanzielle Unsicherheit zu stark anwächst. Für die wirtschaftliche Erholung und den gesellschaftlichen Zusammenhalt nach dieser historischen Krise wird entscheidend sein, dass die kommunale Handlungs- und Investitionsfähigkeit gewahrt werden.“ 

Christine Behle, stellvertretende Vorsitzende der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di):

„Der öffentliche Dienst hält dieses Land zusammen. Deswegen setzen wir uns nachdrücklich für einen Rettungsschirm für die Kommunen einschließlich einer Tilgung von Altschulden ein. Auch die Bundesländer müssen ihren Beitrag leisten, die Kommunen finanziell zu stärken. In Städten und Gemeinden leben und arbeiten wir. Wir sind dort zuhause. Es darf nicht sein, dass Kommunen aus Finanzmangel die Angebote der Kinder- und Jugendhilfe oder andere soziale Dienste streichen, öffentliche Schwimmbäder und Kultureinrichtungen dauerhaft schließen, den öffentlichen Nahverkehr reduzieren oder kommunale Betriebe aus akuter Finanznot privatisieren und als Einnahmequelle verlieren. Um die Corona-Krise zu bewältigen, müssen die Kommunen vorsorgen und investieren: in Klimaschutz, Digitalisierung und Bildung. Investitionen in die Zukunft können nur wirksam werden, wenn die Kommunen über ausreichend Personal und eine solide Finanzausstattung verfügen.“

Die gemeinsame Erklärung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di): „Handeln für das Gemeinwesen: ein Rettungsschirm für die Kommunen“ wird in nachfolgendem DStGB-Aktuell-Beitrag 2521-27 in dieser Ausgabe wiedergegeben.


Weitere Informationen finden sich unter www.gemeinden.verdi.de und www.dstgb.de 
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[bookmark: _Toc75522632]2521-27	Gemeinsame Erklärung von DStGB und ver.di: „Handeln für das Gemeinwesen: ein Rettungsschirm für die Kommunen!“

Der Deutsche Städte- und Gemeindebundes und die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) haben am 22.06.2021 in Berlin eine gemeinsame Erklärung „Handeln für das Gemeinwesen: ein Rettungsschirm für die Kommunen“ vorgestellt.

Die Lage der Städte und Gemeinden ist prekär. Im zweiten Jahr der Corona-Krise fehlen den Kommunen laut Steuerschätzung Einnahmen in Höhe von 9,4 Milliarden Euro. Bis 2024 werden sich die Ausfälle auf über 40 Milliarden Euro summieren. Erste Kommunen müssen bereits den Rotstift ansetzen: sie streichen notwendige Investitionen, sind gezwungen Ausgaben und Angebote zu kürzen und können dringend benötigtes Personal nicht einstellen.

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund und ver.di machen sich stark für einen weit aufgespannten Rettungsschirm für Kommunen: 

Es ist im Interesse aller Bürgerinnen und Bürger, dass Kommunen die Zukunft gestalten können. Dass sie stattdessen Haushaltssperren verhängen und in Sparhaushalten die Not verwalten müssen, kann durch die Sicherung kommunaler Finanzen durch den Bund und die Länder verhindert werden.

Zukunftsaufgaben bewältigen

Ohne Rettungsschirm fehlt den Kommunen Geld für dringend notwendige Weichenstellungen etwa in den Bereichen sozial-ökologischer Wandel, Klimaschutz, Wohnen, Verkehr, Energie, Gesundheit und Pflege. Geld wird gebraucht für die Sanierung von Schulen und öffentlichen Gebäuden, für den Ausbau von Kinderbetreuungsangeboten und der Infrastruktur (u. a. Verkehr und Digitalisierung). Städte und Gemeinden benötigen ausreichend Finanzmittel und Personal, um die Zukunftsaufgaben zu bewältigen.

Wird für die nächsten Jahre kein Rettungsschirm für die Kommunen eingerichtet, wird sich der Wertverzehr vorhandener öffentlicher Güter fortsetzen, und die nachfolgenden Generationen erben eine geschädigte Umwelt, marode Netze, Wohnraummangel, mangelhafte ÖPNV-Versorgung und eine unzureichende Gesundheits- und Pflege-Infrastruktur. Schon jetzt beläuft sich der kommunale Investitionsstau auf 149 Milliarden Euro (KfW-Kommunalpanel 2021).

Wir fordern den Bund und die Länder auf, ihre Verantwortung wahrzunehmen und die Finanzierung der Kommunen zu sichern.

Zeit für unsere Zukunft zu handeln

1) Wir fordern Bund und Länder auf, weitere Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der kommunalen Handlungsfähigkeit zu ergreifen und für die Jahre 2021 und 2022 einen weiteren Rettungsschirm für Kommunen aufzuspannen, der mindestens die gemeindlichen Ausfälle bei der Gewerbe- und der Einkommensteuer kompensiert.

2) Gegen die Wirtschaftskrise darf nicht angespart werden, sondern Investitionen müssen gefördert werden. Für die konjunkturelle Erholung müssen kommunale Ausgaben gestärkt werden. Dafür brauchen Kommunen finanzielle Planungssicherheit.

3) Überall im Land müssen gleichwertige Lebensverhältnisse erreicht werden. Die Ungleichheiten zwischen finanzschwachen und -starken Kommunen dürfen im Zuge der Pandemie nicht weiter zunehmen. Dazu gehört:

· Die Handlungsfähigkeit überschuldeter Kommunen muss wiederhergestellt werden: Bund und Länder müssen eine funktionierende und effektive Altschuldenregelung finden.

· Sozialausgaben, die in Bundesgesetzen geregelt sind, müssen vom Bund finanziert werden.

4) Kommunale Förderprogramme von Bund und Ländern – zum Beispiel für die Bewältigung des Klimawandels und für die Digitalisierung – müssen so ausgestaltet sein, dass sie für Kommunen einfach zugänglich sind.


Die gemeinsame Erklärung des Deutschen Städte- und Gemeindebundes und der Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di): „Handeln für das Gemeinwesen: ein Rettungsschirm für die Kommunen“ und weitere Informationen finden sich unter www.gemeinden.verdi.de und www.dstgb.de. 
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[bookmark: _Toc75522633]2521-28	Statement: Sommerpause nutzen – Schulgebäude ertüchtigen – Schul-Lockdown vermeiden

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für die Augsburger Allgemeinde vom 23.06.2021

Der Deutsche Städte- und Gemeindebund fordert eine weitere Ertüchtigung der Schulen, um einen möglichen weiteren Schul-Lockdown im Herbst zu vermeiden. Mit Sicherheit werden spätestens im Herbst aufgrund der Delta-Mutation die Infektionszahlen auch in Deutschland wieder steigen. Das ist gerade für den Schulbetrieb eine besondere Herausforderung, da ein Großteil der Schülerinnen und Schüler noch nicht geimpft sein wird und für die jüngeren (unter 12 Jahren) noch gar kein Impfstoff zugelassen ist. Deswegen muss es jetzt darum gehen, die hygienischen Voraussetzungen, aber auch die organisatorischen und räumlichen Bedingungen zu verbessern, damit auch nach den Sommerferien weitgehend ein normaler Schulbetrieb möglich ist. 

Die Herausforderungen an den einzelnen Schulen sind sehr unterschiedlich und auch die bauliche Situation unterscheidet sich deutlich, sodass eine Patentlösung für alle nicht vorhanden ist. Zu lösende Probleme können in Einzelfällen bisher nicht zu öffnende Fenster sein, die man umrüsten muss, um Querlüften zu ermöglichen. Auch Optimierungen von Lüftungskonzepten oder die Schaffung von größeren Klassenräumen können dazugehören. 

Da dies coronabedingte Kosten sind, erwarten die Kommunen als Schulträger auch eine entsprechende finanzielle Unterstützung von Bund und Ländern. Wir warnen allerdings vor bürokratischen Förderprogrammen. Wir brauchen als Schulträger in Kooperation mit den Schulleiterinnen und Schulleitern Flexibilität, und das Notwendige und Machbare schnell auf den Weg zu bringen. Insbesondere warnen wir vor dem Irrglauben, wegen der erfreulich niedrigen Infektionszahlen sei die Pandemie vorbei und an den Schulen könne alles wie früher im Normalbetrieb laufen.
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[bookmark: _Toc75522634]2521-29	Statement: Zusätzliche Öffnungszeiten für Geschäfte notwendig – Baustein gegen die Verödung von Innenstädten und Ortskernen

Statement von DStGB-Hauptgeschäftsführer Dr. Gerd Landsberg für das Handelsblatt vom 18.06.2021

Unsere Innenstädte und Ortskerne drohen nach der Pandemie zu veröden. Nach Schätzungen könnten über 100.000 Einzelhandelsgeschäfte schließen oder gar nicht mehr öffnen. Damit ständen fast 500.000 Arbeitsplätze auf dem Spiel. Der Onlinehandel hat sieben Tage die Woche, 24 Stunden geöffnet. Er hat seinen Umsatz im letzten Jahr – auch pandemiebedingt – auf über 72 Mrd. Euro steigern können. 

Wir müssen jetzt alles tun, damit unsere Innenstädte und Ortskerne nicht weiter veröden. Da wäre es sein positives Signal, zusätzliche Sonntagsöffnungszeiten zu ermöglichen. Damit werden für die Menschen nach der Pandemie die Innenstadt und der Ortskern auch wieder erlebbar. Das ändert allerdings nichts an der Tatsache, dass wir langfristig Innenstädte und Ortskerne umgestalten müssen. 

Auch in Zukunft wird es Einzelhandel geben, aber mehr Wohnen, mehr Kultur, mehr Handwerk, mehr Erlebnisgastronomie und auch mehr Grün und Blau (Wasser) im Hinblick auf Klimaanpassung und als Gegenmaßnahme bei Hitze und Dürre. Zusätzliche Sonntagsöffnungszeiten wären ein kleines, aber wichtiges Signal, dass die Innenstädte und Ortskerne Zukunft haben.
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[bookmark: _Toc75522635]2521-30	Die gute Nachricht:
Telekom und Deutsche Bahn wollen bessere Mobilfunkversorgung in Zügen

Die Deutsche Bahn will mit Hilfe der Deutschen Telekom die Mobilfunkversorgung der Reisenden verbessern. Ziel sei es, dass Fahrgäste bis 2026 auf allen Schienenstrecken im Fern- und im Regionalverkehr ohne Unterbrechung im Telekom-Netz telefonieren und surfen können, teilten beide Unternehmen mit. 

Seit 2015 habe die Telekom fast 700 Millionen Euro investiert, sagte Telekom-Chef Höttges. Jetzt werde die Milliarde vollgemacht“. Der Vorstandsvorsitzende der Bahn, Lutz, meinte, Es gehe um ein Netz in viel besserer Qualität als heute. Der Zug sei inzwischen auch „Büro und Konferenzraum“.

Quelle: Diese Nachricht wurde am 23.06.2021 im Programm Deutschlandfunk gesendet.
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[bookmark: _Toc75522636]2521-31	Zehn-Minuten-Internet-Newsletter 

Aus dem Internet berichtet Franz-Reinhard Habbel jede Woche über Ideen, innovative Lösungen und Zukunftsthemen für Kommunen. In der aktuellen Ausgabe geht es unter anderem um: 

Frust der Städte wegen E-Müll: Verleihfirmen sollen Schrottroller entsorgen
Die Saison hat kaum begonnen, schon stehen die Tretroller mit Elektroantrieb in den größeren Städten wieder an der Spitze der Ärgernisliste. Die Kommunen finden deutliche Worte.

Ein Berliner Start-up veranstaltet interaktives Live-Shopping
In Asien ist es längst ein Hit: Einkaufen per Stream. Die Firma Livebuy will das hier auch zum Trend machen.

Konferenz »Piazza für digitale Verwaltung & Gesellschaft«
Am 2. Dezember 2021 findet die Konferenz »Piazza für digitale Verwaltung & Gesellschaft« statt. Mit Piazza bieten die vier Trägerorganisationen – das Kompetenzzentrum Öffentliche IT am Fraunhofer FOKUS, NExT e.V., AlgorithmWatch und die Gesellschaft für Informatik – eine Plattform für den Austausch von neuen Ideen für die Digitalisierung von Staat und Gesellschaft. Piazza möchte Akteurinnen und Akteure aus der Verwaltung, der Zivilgesellschaft und der Wissenschaft zusammenbringen. Den inhaltlichen Rahmen der Konferenz bilden sechs Schwerpunktthemen: Wege zu Digitaler Souveränität, Civic-Tech-Schnittstelle, Verwaltung automatisieren – Wer redet mit?, Innovationstheater vs. Strukturarbeit, Befähigung von Mitarbeitenden in der öffentlichen Verwaltung und Standardisierung. Zu den sechs Schwerpunktthemen läuft ein Call for Workshops: Wir suchen Menschen aus Verwaltung, Zivilgesellschaft und Wissenschaft, die einen Workshop einbringen und gestalten möchten: https://piazza-konferenz.de. 

„Just walk out“: Amazon eröffnet ersten großen Supermarkt ohne Kassen
Amazon öffnete seinen bisher größten Supermarkt mit der kassenlosen „Just walk out“-Technologie. Der Fresh-Markt ist rund 2.300 Quadratmeter groß.

Sonntags einkaufen bis Weihnachten?
Der stationäre Handel hat in der Pandemie stark gelitten, während der Online-Handel enorm gewann. DIW, Städtebund und der Handelsverband HDE fordern als Konjunkturhilfe nun flexiblere Öffnungszeiten. Die Gewerkschaft ver.di mahnt.

Der vollständige aktuelle Newsletter und Anmeldemöglichkeit unter www.habbel.de
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[bookmark: _Toc75522638]2521-32	TERMINVORSCHAU 2021

	Juni
	

	
	

	28.06.
	62. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Juli
	

	
	

	01.07.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.07.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	19.07.
	195. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	21.07.
	Gemeinsamer Forstausschusses „Deutscher Kommunalwald“, Webkonferenz

	
	

	August
	

	
	

	12.08.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	September
	

	
	

	06.-07.09.
	DStGB-Ausschuss für Europafragen, Brüssel

	
	

	08.09.
	Rechts- und Verfassungsausschuss des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	13.09.
	196. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	13.-14.09.
	DStGB-Ausschuss für Städtebau und Umwelt, Isernhagen

	
	

	15.09.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	15.09.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Mühlheim am Main

	
	

	16.09.
	Mitgliederversammlung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes und Festakt "75 Jahre HSGB", Mühlheim am Main

	
	

	16.-17.09.
	Bundestagung des Gemeinsamen Forstausschusses „Deutscher Kommunalwald“, Lemgo

	
	

	21.09.
	DStGB-ExperConsult-Seminar für Wirtschaftsförderungen „Technologieorientierte Startup-Entwicklung – Lernen von den Besten in Deutschland“, Berlin & Online (hybrid) 

	
	

	28.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Städtebau", Berlin

	
	

	29.09.
	DStGB-Erfahrungsaustausch "Vergabe", Berlin

	
	

	29.09.
	Ausschuss für Bildung und Soziales des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	29.-30.09.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	30.09.
	Mitgliederversammlung – Hessischer Städtetag, Kassel

	
	

	Oktober
	

	
	

	04.-05.10.
	DStGB-Ausschuss für Wirtschaft, Tourismus und Verkehr, Neustrelitz

	
	

	06.10.
	Mitgliederversammlung des Niedersächsischen Städte- und Gemeindebundes, Bodenwerder

	
	

	25.-26.10.
	DStGB-Ausschuss für Finanzen und Kommunalwirtschaft, Sitzungsort offen

	
	

	27.10.
	Präsidiumssitzung des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	November
	

	
	

	04.11.
	Vorstand des Städtebundes Schleswig-Holstein

	
	

	08.11.
	Mitgliederversammlung des Gemeinde- und Städtebunds Rheinland-Pfalz 

	
	

	08.11.
	63. Kreisvorstandskonferenz des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	15.11.
	DStGB-Präsidiumssitzung, Bonn

	
	

	17.11.
	Landesvorstand des Gemeindetags Baden-Württemberg 

	
	

	17.11.
	Ausschuss für Wirtschaft und Finanzen des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	18.11.
	Forum deutscher Wirtschaftsförderungen „Die Schubkraft von Krisen nutzen! Wirtschaftsförderung als Impulsgeber und Gestalter“ (DStGB, DST, DLT, DVWE & difu), Online

	
	

	25.11.
	Präsidium- und Hauptausschusssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Sitzungsort offen

	
	

	29.11.
	197. Präsidiumssitzung des Städte- und Gemeindebundes Sachsen-Anhalt

	
	

	Dezember
	

	
	

	01.12.
	Ausschuss für Städtebau und Umwelt des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	(Geschäftsführender) Vorstand des Städteverbandes Schleswig-Holstein

	
	

	06.12.
	Gemeinsame Vorstandssitzung des Städtebundes und des Städtetags Schleswig-Holstein (=Mitgliederversammlung des Städteverbandes Schleswig-Holstein)

	
	

	09.12.
	Präsidiumssitzung des Hessischen Städte- und Gemeindebundes, Fernwald

	
	

	2022
	

	
	

	24./25.03.
	Ordentliche Delegiertenversammlung des RGRE-DS, Sitzungsort offen 

	
	

	27./28.06.
	Deutscher Kommunalkongress des DStGB, Berlin




► Neuer Termin seit der letzten Veröffentlichung
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